
846 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

3. 7. 1973 

Regierungsvorlage 

. Bundesgesetz vom XXXXXXXXX, 
mit. dem das Einführungsgesetz zur Zivil­
prozeßordnung, die Zivilprozeßordnung, die 
Strafprozeßordnung, das Jugendgerichts­
gesetz, das Verwaltungsgerichtshofgesetz 
und das Allgemeine Verwaltungsverfahrens­
gesetz . Zur Regelung der Verfahrenshilfe 

geändert werden (Verfahrenshilfegesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Ä.nderung des Einführungsgesetzes zur Zivil­
prozeßordnung 

Der Artikel XXXIII des Gesetzes vom 1. Au­
gust 1895, RGBl. Nr. 112, betreffend die Ein­
führung der Zivilprozeßordnung, zuletzt ge­
ändert durch das 'Bundesgesetz BGSl. Nr. 181/ 
1967, wird aufgehoben. 

Artikel II , 
Ä.nderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung vom 1. August 1895, 
RGBl. Nr. 113, zuletzt geändert durch das Bun­
desgesetz BGBl. Nr. 121/1973, wird wie folgt 
geändert,: 

1. Im Abs. 3 zweiter Satz des § 31 treten an 
die Stelle des Wortes "einjährige" das Wort 
"neuilmonatige" und an die Stelle ·des Wortes 
"zweijährige" das Wort "achtzehnmonatige". 

2. Der Siebente Titel des Ersten Abschnitts 
des Erst~n Teiles hat zu lauten: 

"Siebenter Titel 

Verfahrenshilfe 

§ 63. Verfahrenshilfe ist einer Partei so weit 
zu bewilligen, als sie außerstande ist, die Kosten 
der Führung des Verfahrens ohne Beeinträchti­
gung des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, 
und die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig 

oder aUSlSichtslos erscheint. Als notwendiger 
Unterhalt ist derjenige Unterhalt anzusehen, den 
die Partei für sich und ihre Familie, für deren 
Unterhalt sie zu sorgen hat, zu einer einfachen 
Lebensführung benötigt. Als mutwillig ist die 
Rechtsverfolgung besonders anzusehen, wenn eine 
nicht die Verfahrenshilfe beanspruchende Partei 
bei verständiger Würdigung aller Umstände des 
Falles, besonders auch der für die Eintreibung 
ihres Anspruchs bestehenden Aussichten, von der 
Führung des Verfahrens absehen oder nur einen 
Teil des Anspruchs geltend machen würde. 

Einer juristischen Person oder einem sonstigen 
parteifähigen Gebilde ist die Verfahrenshilfe zu 
bewilligen, wenn die zur Führung des Verfahrens 
erforderlichen Mittel weder von ihr (ihm) noch 
von den an der Führung des Verfahrens wirt­
schaftlich Beteiligten aufgebracht werden können 
und die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig 
oder aussichtslos erscheint; das gleiche gilt für 
ein behördlich bestelltes 'Organ oder einen gesetz­
lichen Vertreter, die für eine Vermögensmasse 
auftreten, wenn die zur Führung des Verfahrens 
erforderlichen Mittel weder aus der Vermögens­
masse noch von den an der Führung des Ver­
fahrens wirtschaftlich Beteiligten aufgebracht 
werden können. 

Einer ausländischen Partei darf die Verfahrens­
hilfe nur unter der Voraussetzung der Gegen­
seitigkeit gewährt werden, soweit nicht durch 
Staatsverträge etwas anderes festgesetzt ist. Ist 
die Einhaltung der Gegenseitigkeit zweifelhaft, 
so ist darüber die Auskunft des ·Bundesministers 
für Justiz einzuholen. Staatenlose stehen Inlän­
dern gleich. ' 

Die Bestimmungen über .die Verfahrenshilfe 
gelten auch für den Nebenintervenienten. 

§ 64. Die Verfahrenshilfe kann für einen be­
stimmten Rechtsstreit und ein spätestens inner­
halb eines Jahres nach Abschluß des Rechtsstreits 
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eingeleitetes Vollstreckungsverfahren die folgen­
den Begünstigungen umfassen: 

1. die einstweilige Befreiung von der Entrich­
tung 

a) der Gerichtsgebühren, Ausfertigungskosten 
und anderen bundesgesetzlich geregelten 
staatlichen Gebühren; 

b) der Kosten von Amtshandlungen außerhalb 
des Gerichtes; . 

c) der Gebühren der Zeugen, Sachverständi­
gen, Dolmetscher, übersetzer und Beisitzer; 

d) der Kosten ·der notwendigen Verlautbarun­
gen; 

e) der Kosten eines Kurators, die die Partei 
nach § 10 zu bestreiten hätte; 

f) der notwendigen Barauslagen, die von 
dem vom Gericht bestellten gesetzlichen 
Vertreter oder von dem der Partei beigege­
benenRechtsanwalt oder Vertreter gemacht 
worden sind; die unter den Buchstaben b 
bis e und die unter diesem Buchstaben 
genannten Kosten, Gebüh~en und Auslagen 
werden vorläufig aus Amtsgeldern berich­
tigt; 

2. die Befreiung von der Sicherheitsleistung 
für die Prozeßkosten; 

3. sofern die Vertretung durch einen Rechts­
anwalt gesetzlich geboten ist oder es nach der 
Lage des Falles erforderlich erscheint, die vor­
läufig unentgeltliche. Beigebung eines Rechtsan­
walts; dieser bedarf keiner Prozeßvollmacht, je­
doch der Zustimmung der Partei zu einem Aner­
kenntnis, einem Verzicht oder der Schließung 
eines Vergleich~; 

4. sofern in einer Rechtssache, in der die Ver­
tretung durch einen Rechtsanwalt gesetzlich nicht 
geboten ist und der Partei auch ein Rechuanwalt 
nicht beigegeben wird, die Klage bei einem Ge­
richt außerhalbdes Bezirksgerichtssprengels ange­
bracht werden soll, in dem die Partei ihren ge­
wöhnlichen Aufenthalt hat, das Recht, die Klage 
gemeinsam mit dem Antrag auf Bewilligung der 
Verfahrenshilfe beim Bezirksgericht. ihres .ge­
wöhnlichen Aufenthalts zu Protokoll zu erklären 
und zu hegehren, daß dieses Protokoll dem Pro­
zeßgericht übersendet, und qaß von diesem für 
die Partei zur unentgeltlichen Wahrung ihrer 
Rechte .bei der mündlichen Verhandlung ein Ge­
richtshediensteter oder ein Rechtspraktikant als 
ihr Vertreter bestellt werde; deren Auswahl ob­
liegt dem Vorsteher des Gerichtes. 

Bei Bewilligung der Verfahrenshilfe ist aus­
zusprechen, welche der im Abs .. 1 aufgezählten 
Begünstigungen und in welchem Ausmaß sie ge­
währt werden. Die Begünstigung nach Abs. 1 
Z. 3 darf nur im vollen Ausmaß und nur zusam­
men mit einer vollen Begünstigung nach Abs. 1 
Z. 1 Buchstabe a,gewährt werden. 

Die Befreiungen und Rechte nach Abs. 1 treten, 
soweit die Verfahrenshilfe bewilligt wird, mit dem 
Tagein, an dem das Vermögensbekenntnis (§ 66) 
dem Gericht vorgelegt worden ist; wenn aber 
im Lauf des Rechtsstreits weitere Begünstigungen 
bewilligt werden, mit dem 'Tag der darauf be- . 
züglichen Antragstellung. 

§ 65. Die Verfahrenshilfe ist beim Prozeßge­
richt erster Instanz schriftlich oder zu Protokoll 
zu beantragen. Befindet sich der Sitz des Prozeß­
gerichts außerhalb des Bezirksgerichtssprengels, 
in dem die Partei ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
hat, so kann sie den Antrag beim Bezirksgericht 
ihres gewöhnlichen Aufenthalts zu Protokoll er­
klären; im Fall des § 64 Abs. 1 Z. 4 kann sie 
gemeins,am mit diesem Antrag die Klage zu Pro­
tokoll erklären. 

über den Antrag auf Bewilligung der Verfah­
renshilfe hat stets <;la~ Prozeßgericht erster In­
stanz zu en~scheiden, auch wenn sich die Notwen­
digkeit hierzu erst im Verfahren vor einer höhe­
ren Instanz ergibt. Der Beschluß über den Antrag 
darf dem Gegner frühestens mit der Klage zuge­
stellt werden. 

§ 66. In dem Antrag ist die Rechtssache be­
stimmt zu bezeichnen, für die die Verfahrens­
hilfe begehrt wird. Zugleich sind ein nicht mehr 
als vier Wochen altes Bekenntnis der Partei (ihres 
gesetzlichen Vertreters) über die Vermögens-, 
Einkommens- und Familienverhältnisse der Par­
tei (Vermögensbekenntnis) und, soweit zumutbar, 
entsprechende Belege beizubringen; in dem Ver­
mögensbekenntnis sind besonders auch die Bela­
stungen anzugeben, weiter die Uncerhaltspflichten . 
und deren Ausmaß, sowie ob eine andere Person 
für die Partei unterhaltspflichtig ist. Für das 
Vermögensbekenntnis ist ein vom Bundesminister 
für Justiz aufzulegendes und im Amtsblatt der 
österreichischen Justizverwaltungkundzumachen­
des Formblatt zu verwenden. 

über den Antrag ist auf der Grundlage des 
Vermögensbekenntnisses zu entscheiden. Hat das 
Gericht gegen dessen Richtigkeit oder Vollstän­
digkeit Bedenken, so hat es das Vermögensbe­
kenntnis zu überprüfen. Hierbei kann es auch 
die Partei unter Setzung einer angemes.senen 
Frist zur Ergänzung des Vermögensbekenntnisses 
und, soweit zumutbar, zur Beibringung weiterer 
Belege auffordern. Der § 381 ist sinngemäß anzu­
~enden. 

§ 67. Hat das Gericht die Beigebung emes 
Rechtsanwalts beschlossen, so hat es den AuS!­
schuß der nach dem Sitz des Prozeßgerichts zu­
ständigen Rechtsanwaltskammer zu benachrichti­
gen, damit. der Ausschuß einen Rechtsanwalt zum 
Vertreter bestelle. 
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§ 68. Die Verfahrenshilfe erlischt mit dem Tod 
der Partei."Das Prozeßgericht erster Instanz hat 
von Amts wegen oder auf Antrag - auch des 
bestellten Rechtsanwalts - die Verfahrenshilfe 
so weit für erloschen zu erklären, als Änderungen 
in den Vermögensverhältnissen der Partei dies 
erfordern, oder die weitere R.echtsverfolgung 
oder Recht!lVerteidigung als offenbar mutwillig 
oder aussichtslos erscheint. 

Das Prozeßgericht erster Instanz hat von Amts 
wegen oder auf Antrag - auch des bestellten 
Rechtsanwalts - die Verfahrenshilfe so weit zu 
entziehen, als sich herausstellt, daß die seinerzeit 
angenommenen Voraussetzungen nicht gegeben 
gewesen sind. In diesem Fall hat die Partei die 
im § 64 Abs. 1 Z. 1 genannten Beträge, von deren 
Bestreitung sie einstweilen befreit gewesen ist, 
insoweit zu entrichten bzw. zu ersetzen und den 
ihr beigegebenen Rechtsanwalt nach dem Tarif 
zu entlohnen. über _ den Entlohnungsanspruch 
hat das Gericht mit Beschluß zu entscheiden. 

Im Zug eines in den Abs. 1 und 2 vorgesehenen 
Verfahrens kann das Gericht _die Parteien unter 
Setzuhg einer angemessenen Frist zur Beibrin­
gung eines neuen Vermögensbekenntnisses und, 
soweit zumutbar, von Belegen auffordern. Der 
§ 381 is.t sinngemäß anzuwenden. 

Erklärt _ das Gericht die Verfahrenshilfe für er­
loschen oder entzieht es sie, so bleibt der tbestellte 
Rechtsanwalt noch bis zum Eintritt der Rechts­
kraft des Beschlusses berechtigt und verpflichtet, 
für die Partei zu handeln, soweit dies nötig ist, 
um s,ie vor Rechtsnachteilen zu schützen. Die Zu­
stellung des ,Beschlusses, womit das Gericht die 
Verfahrenshilfe für erloschen erklärt oder ent­
zieht, an den Rechtsanwalt unterbricht den Lauf 
der Frist zur Beantwortung der Klage bzw. Er­
hebung von Rechtsmitteln gegen andere Entschei­
dungen des Gerichtes bis zum Eintritt der Rechts­
kraft des genannten Beschlusses. Mit dem Eintritt 
der Rechtskraft beginnt die volle Frist von 
neuem zu laufen. 

§ 69. Gegen denjenigen, der durch unrichtige 
oder unvollständige Angaben im Vermögensbe­
kenntnis (§ 66) die Verfahrenshilfe erschleicht, 
hat das Prozeßgericht erster Instanz eine Mut­
willenssrrafe (Ersatzfreiheitsstrafe) bis zum Zehn­
fachen des im § 220 Abs. 1 genannten Ausmaßes 
zu verhängen. Derjenige, gegen den eine solche 

-Mutwillensstrafe rechtskräftig verhängt worden 
ist, schuldet überdies - vorbehaltlich der Nach­
zahlungspflicht der Partei(§ 68 Abs. 2) - die 
Gerichtsgebühren in zweifacher Höhe. Schließlich 
hat das Prozeßgericht den Sachverhalt in jedem 
Fall der Staatsanwaltschaft anzuzeigen. 

§ 70. Die im § 64 Abs. 1 Z. 1 genannten Be­
träge, von deren Bestreitung die Partei einstwei­
len befreit ist, sind unmittelbar tbeim Gegner 

einzuheben, soweit diesem die Kosten des Rechts­
streits auferlegt worden sind oder er sie in einem 
Vergleich übernommen hat. Das Gericht hat auch 
dann, wenn die Partei zwar obsiegt, aber keinen 
Kostenersatz beansprucht, darüber zu entschei­
den, ob und wieweit der Gegner zum Ersatz 
der im§ 64 Abs. 1 Z. 1 genannten Beträge ver­
pflichtet ist. Ist der Gegner der Partei zum 
Kostenersatz verpflichtet, so ist bei der Kosten­
festsetzung so vorzugehen, als wäre der Rechts­
anwalt der Partei nicht vorläufig unentgeltlich 
beigegeben worden. 

§ 71. Die die Verfahrenshilfe genießende Partei 
ist mit Beschluß zur Nachzahlung der Beträge· 
zu verpflichten, von deren Berichtigung sie einst­
weilen befreit gewesen ist und die noch. nicht 
berichtigt sind, wie ebenso zur tarifmäßigen Ent­
lohnung des ihr beigegebenen Rechtsanwalts, so­
weit und sobald sie ohne 'Beeinträchtigung des­
notwendigen Unterhalts dazu imstande ist. Nach 
Ablauf von drei Jahren nach Atbschluß des Ver­
fahrens kann die Verpflichtung zur Nachzahlung 
nicht mehr auferlegt werden. 

In dem Beschluß über die Nachzahlung ist der 
Partei zunächs-t der Ersatz der im § 64 Abs. 1 
Z. 1- Buchstaben b bis f genannten Beträge aufzu­
erlegen, dann die Leistung der Entlohnung des­
Rechtsanwalts unter gleichzeitiger Bestimmung 
ihrer Höhe und endlich die Entrichtung der im 
§ 64 Abs. 1 Z. 1 Buchstabe a genannten Beträge;­
dieser Beschluß ist erst nach Eintritt der Rechts-­
kraft vollstreckbar. 

§ 72. Die nach diesem Titel ergehenden Be­
schlüsse sind ohne mündliche Verhandlung zu 
fassen, sofern das Prozeßgericht eine solche nicht 
zur Erörterung ihm erheblich scheinender Tat­
sachen für erforderlich hält. 

Gegen die nach diesem Titel ergehenden Be­
schlüsse steht auch dem Gegner der Rekurs zu. 
Sein Recht, einen Antrag nach § 68 Abs. 1 oder 2' 
zu stellen, bleibt ihm vorbehalten. 

Einer Vertretung durch Rechtsanwälte bedür­
fen die Parteien bei den nach diesem Titel bei 
Gericht vorzunehmenden Handlungen auch im 
Anwaltsprozeß nicht. Rekurse gegen Beschlüsse· 
über die Verfahrenshilfe können auch bei Ge­
richtshöfen mündlich zu Protokoll erklärt wer­
den. 

§ 73. Weder der Antrag auf Bewilligung der 
Verfahrenshilfe noch ein anderer nach diesem 
Titel zulässiger Antrag berechtigt die Parteien,. 
die Einlassung in den Rechtsstreit oder die Fort­
setzung der Verhandlung zu verweigern oder' 
die Erstreckung von Fristen oder die Verlegung: 
von Tagsatzungen zu tbeg~hren. 

Hat die beklagte Partei im Anwaltsprozeß vor 
Ablauf der Frist, innerhalb deren sie die Klage 
zu beantworten hätte, die ;Bewilligung der Ver-
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fahrenshilfe "einschließlich der Beigebung eines 
Rechtsanwalts beantragt, so beginnt die Frist 
zur Klagebeantwortung frühestens mit der Zu­
stellung des Bescheides, womit "der Rechtsanwalt 
bestellt wird, bzw. mit Eintritt der Rechtskraft 
des Beschlusses, womit die Beigebung eines Rechts­
anwalts versagt wird. Der Bescheid über die 
Bestellung des Rechtsanwalts ist durch das Ge­
richt zuzustellen." 

3. Der Abs. 3 des § 464 hat zu lauten: 

"Hat eine die Verfahrenshilfe genießende oder 
beantragende Partei innerhalb dieser Frist die 
Beigebung eines Rechtsanwalts beantragt, so be­
ginnt für sie die Berufungsfrist mit der Zustel­
lung des Bescheides über die Bestellung des 
Rechtsanwalts und einer schriftlichen U rteilsaus­
fertigung an ihn; der Bescheid ist durch das 
Gericht zuzustellen. Wird der rechtzeitig gestellte 
Antrag auf Beigebung eines Rechtsanwalts ahge­
wiesen, so beginnt die Berufungsfrist mit dem 
Eintritt der Rechtskraft des abweisenden Be­
schlusses. " 

4. Der Abs. 1 des § 522 hat zu lauten: 

"Richtet sich das Rechtsmittel gegen eine Straf­
verfügung, gegen einen Beschluß prozeßleitender 
Natur, gegen die Zurückweisung eines Rechts­
mittels als verspätet oder unzulässig oder gegen 
einen Beschluß, mit dem ein Antrag ohne An­
hörung der Gegenpartei abgewiesen worden ist, 
so kann das Gericht oder der Richter, dessen 
Entscheidung oder Verfügung angefochten wird, 
dem Rekursbegehren selbst stattgeben." 

5. Der Abs. 1 erster Satz des § 528 hat zu 
lauten: 

"Rekurs"e gegen Entscheidungen des Gerichtes 
zweiter Instanz, 

1. durch die der angefochtene erstrichterliche 
Beschluß bestätigt worden ist, 

2. über den Kostenpunkt, 
3. über die Verfahrenshilfe, 
4. über Gebühren der Sachverständigen, 
5. über einen Beschwerdegegenstand, der oder 

dessen Wert 2000 S nicht übersteigt sowie 
6. in Streitigkeiten wegen Besitzstörung (§ 49 

Abs. 2 Z. 4 JN) 
sind unzulässig." 

Artikel III 

Änderung der Strafprozeßordnung 1960 

Die Strafprozeßordnung 1960, BGBl. Nr. 98, 
zuletzt geändert durdt die 'Strafprozeßnovelle 
1972, BGBl. Nr. 143, wird wie folgt geändert: 

1. Die Abs. 2 und 3 des § 41 haben zu lauten:" 

,,(2) Ist der Beschuldigte (Angeklagte) außer­
stande, ohne Beeinträchtigung des für ihn und 
seine Familie, für deren Unterhalt er zu sorgen 
hat, zu einer einfachen Lebensführung notwen­
digen Unterhaltes die Kosten der Verteidigung 
zu tragen, so hat das Gericht auf Antrag des 
Beschuldigten (Angeklagten) zu heschließen, daß 
diesem ein Verteidiger beigegeben wird, dessen 
Kosten der Beschuldigte (Angeklagte) nicht zu 
tragen hat, wenn und soweit dies im Interesse 
der Rechtspflege, vor allem im Interesse einer 
zweckentsprechenden Verteidigung, erforderlich 
ist. In diesem Sinn ist besonders die Beigebung 
eines Verteidigers zur Ausführung angemeldeter 
Rechtsmittel, zur Erhebung des Einspruches 
gegen die Anklageschrift, für die Hauptverhand­
lung sowie für den Gerichtstag zur öffentlichen 
Verhandlung über ein Rechtsmittel erforderlich. 
Wird für die Hauptverhandlung oder zur Aus­
führung einer Nichtigkeitsbeschwerde oder Be­
rufung ein solcher Verteidiger beigegeben, so gilt 
dessen Bestellung auch für das Rechtsmittelver­
fahren. 

(3) Wählt für die Hauptverhandlung vor dem 
Geschwornengericht weder der Angeklagte selbst 
noch sein gesetzlicher Vertreter für ihn einen 
Verteidiger und wird ihm auch kein Verteidiger 
nach Abs. 2 beigegeben, so ist ihm von Amts 
wegen ein Verteidiger beizugeben, dessen Kosten 
der Angeklagte zu tragen hat. Dasselbe gilt für 
die Hauptverhandlung vor dem Schöffengericht, 
wenn die Anklage wegen einer strafbaren Hand­
lung erhoben worden ist, die mit einer fünf Jahre 
übersteigenden Freiheitsstrafe bedroht ist." 

2. Die §§ 42 und 43 haben zu lauten: 
,,§ 42. (1) Hat das Gericht die Beigebung 

eines Verteidigers beschlossen, so hat es den 
Ausschuß der nach dem Sitz des Gerichtes zu­
ständigen Rechtsanwaltskammer zu benachrich­
tigen, damit der Ausschuß" einen Rechtsanwalt 
Zum Verteidiger bestelle. 

(2) In dringenden Fällen kann der Vorsteher 
des Gerichtes auch bei Gericht tätige, zum Rich­
teramt befähigte P.ersonen mit ihrer Zustimmung 
zu Verteidigern bestellen. 

§ 43. Mehreren gleichzeitig Beschuldigten (An­
geklagten) kann ein gemeinschaftlicher Verteidi­
ger beigegeben werden; doch ist auf Antrag eines 
der Beschuldigten (Angeklagten) oder des Ver­
teidigers und selbst von Amts wegen für die 
abgesonderte Vertretung der Beschuldigten {An­
geklagten) Sorge zu tragen, bei denen sich ein 
Widerstreit der Interessen zeigt." 

3. Im Abs. 1 des § 45 a treten an die Stelle des 
Wortes "einjährige" das Wort "neunmonatige" 
und an die Stelle des Wortes "zweijährige" das 
Wort "achtzehnmonatige". 
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4. Im Abs. 1 des § 220 haben die letzten beiden 
Sätze zu lauten: 

"Falls er noch keinen Verteidiger hat, ist er 
zur Wahl eines Verteidigers aufzufordern und 
über die Voraussetzungen der Beigebung eines 
Verteidigers nach § 41 Ahs. 2 zu belehren. Wählt 
weder der Angeklagte selbst noch sein gesetzlicher 
Vertreter für ihn einen Verteidiger und wird ihm 
auch nicht nach § 41 Abs. 2 ein Verteidiger bei­
gegeben, so ist ihm sofort nach § 41 Abs. 3 ein 
Verteidiger beizugeben." 

5. Im Abs. 2 des § 236 hat der zweite Satz zu 
lauten: 

"Kommt der Angeklagte einer solchen Auf­
forderung nicht nach, so kann ihm auch von 
Amts wegen ein Verteidiger beigegeben werden." 

6. Der Abs. 4 des § 286 hat zu lauten: 
,,(4) Ist die strafbare Handlung, die dem Ange­

klagten in der Anklageschrift oder im Urteil 
erster Instanz zur Last gelegt wird, mit einer 
fünf Jahre übersteigenden Freiheitsstrafe oder 
einer strengeren Strafe bedroht, so ist ihm, wenn 
er noch keinen Verteidiger hat, von Amts wegen 
ein Rechtsanwalt als Verteidiger beizugeben. 
Liegen die Voraussetzungen des § 41 Abs. 2 vor, 
so ist dem Angeklagten nach dieser Gesetzesstelle 
ein Rechtsanwalt als Verteidiger beizugeben." 

7. Der § 348 hat zu lauten: 

,,§ 348. Für den Gerichtstag beim Obersten 
Gerichtshof ist dem Angeklagten, wenn er keinen 
Verteidiger hat, ohne Rücksicht auf Art und 
Höhe der für die strafbare Handlung, die dem 
Angeklagten inder Anklageschrift oder im Ur­
teil erster Instanz zur Last gelegt wird, ange­
drohten Strafe, ein Rechtsanwalt als Verteidiger 
beizugeben (§ 286 Abs. 4)." 

8. Im Abs. 2 des § 393 treten an die Stelle des 
Wortes "Armenvertreter" die Wörter "ein Ver­
teidiger nach § 41 Abs. 2". 

9. Im § 394 treten an die Stelle der Wörter 
"vom Gerichte bestellt" die Wörter "von Amts 
wegen beigegeben". 

10. Die Z. 8 des § 452 hat zu lauten: 
,,8. Der § 41 Abs. 2 ist nicht anzuwenden." 

11. In der Z. 2 des § 488 treten an die Stelle 
der Wörter "der Bestellung eines Armenver­
treters" die Wörter "der Beigebung eines Ver­
teidigers nach § 41 Abs. 2". 

Artikel IV 

Ä.nderung des Jugendgerichtsgesetzes 1961 

Das Jugendgerichtsgesetz 1961, BGBL Nr. 278, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 108/1973, wird wie folgt geändert: 

Im Abs. 1 des § 38 hat die Einleitung zu 
lauten: 

"Einem jugendlichen Beschuldigten (Angeklag­
ten) muß, wenn für seine Verteidigung nicht 
anderweitig gesorgt ist, von Amts wegen ein 
Verteidiger, wenn aber die Verpflichtung zur 
Zahlung der Verteidigungskosten sein Fortkom­
men erschweren würde oder die Voraussetzun­
gen aes § 41 Abs. 2 der Strafprozeßordnung 
1960 vorliegen, nach dieser Gesetzesstelle ein 
Verteidiger beigegeben werden:" 

Artikel V 

Ä.nderung des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 
1965, 

Das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1965, BGBL 
Nr. 2, in der Fassung des Bundesgesetzes EGBL 
Nr. 459/1969 und der Kundmachung BGBL 
Nr. 192/1973, wird wie folgt geändert: 

1. Im Abs. 2 des § 14 wird das Wort "Armen­
recht" durch das Wort "Verfahrenshilfe" ersetzt. 

2. Der Abs. 3 des § 26 hat zu lauten: 

,,(3) Hat die Partei innerhalb der Frist zur 
Erhebung der Beschwerde die Bewilligung der 
Verfahrenshilfe beantragt (§ 61), so beginnt für 
sie die Frist zur Erhebung der Beschwerde mit 
der Zustellung des Bescheides über' die Bestellung 
des Rechtsanwaltes an diesen. Der Bescheid ist 
durch den Verwaltungs gerichtshof zuzustellen. 
Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf Be­
willigung der Verfahrenshilfe abgewiesen, so be­
ginntdie Frist zur Erhebung der Beschwerde mit 
der Zustellung des abweisenden Beschlusses an 
die Partei." 

3. Der § 61 und die dazugehörende überschrift 
haben zu lauten: 

"Verfahrenshilfe 

§ 61. (1) Für die Voraussetzungen und die 
Wirkungen der Bewilligung der Verfahrenshilfe 
gelten die Vorschriften über das zivilgerichtliche 
Verfahren sinngemäß. Die Bewilligung der Ver­
fahrenshilfe s,chließt das Recht ein, daß der Partei 
ohne weiteres Begehren zur Abfassung und 
Unterfertigung der Beschwerde oder des An­
trages nach den§§ 45 und 46 und zur Vertretung 
bei der Verhandlung (§ 40) ein Rechtsanwalt 
beigegeben wird. 

(2) Hat der Verwaltungsgerichtshof die Ver­
fahrenshilfe bewilligt (§ 14), so hat er den Aus­
schuß der nach dem gewöhnlichen Aufenthalt 
der Partei zuständigen Rechtsanwaltskammer zu 
benachrichtigen, damit der Ausschuß emen 
Rechtsanwalt zum Vertreter bestelle." 
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4. Die überschrift des § 69 hat zu lauten: 

Verfahrenshilfe" • 

5. Im § 69 werden die Wörter "des Armen­
rechtes" durch die Wörter "der Verfahrenshilfe" 
ersetzt. 

Artikel VI 

Änderung des Allgemeinen Verwaltungsverfah­
rensgesetzes 

Das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz, 
BGBl. Nr. 172/1950, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. Nr. 45/1968, wird wie folgt 
geändert: 

Der § 79 hat zu lauten: 

,,§ 79. Die in den §§ 76 bis 78 vorgesehenen 
Leistungen sind nur insoweit einzuheben, als 
dadurch der notwendige Unterhalt des Beteilig­
ten und der Personen, für die er nach dem Ge­
setz zu sorgen hat, nicht gefährdet wird." 

Artikel VII 

Ersetzung von Begriffen 

(1) Soweit in anderen Bundesgesetzen oder in 
Verordnungen auf Bestimmungen verwiesen ist, 
die durch dieses .Bundesgesetz geändert oder auf­
gehoben werden, erhält die Verweisung ihren 
Inhalt aus den entsprechenden Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes. 

(2) Vorbehaltlich des Abs. 3 werden die in 
anderen Rechtsvorschriften vorkommenden Be­
griffe wie folgt ersetzt: 

"Armenrecht" durch" Verfahrens hilfe", 
"arme Partei" durch "Verfahrenshilfe ge­

nießende Partei", 
"Armenrechts­
ze'ugnis" 

durch "V ermögensbekenntnis 
zur Erlangung der Ver­
fahren!>hilfe" , 

"Armenanwalt" durch "Rechtsanwalt zur Ver-

"Armenver­
treter" 

fahrenshilfe", 
durch "Vertreter zur Verfah­

renshilfe" . 

(3) Soweit die nach Abs. 2 zu ersetzenden Be­
griffe in zwischenstaatlichen Vereinbarungen vor­
kommen, sind sie im neuen Sinn zu verstehen. 

Artikel VIII 

mit. dem Ministerium für Kultus und Unterricht 
vom 23. Mai 1897, RGBl. Nr. 130, über das 
Armenrecht und die Ausfertigung und Bestäti­
gung von Zeugnissen zur Erlangung des Armen­
rechtes, 

2. die Verordnung des Bundesministers für 
Justiz im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler 
und mit dem Bundesminister für ·Finanzen vom 
31. Juli 1933, :BGBL Nr. 351, über eine Änderung 
der Verordnung vom 23. Mai 1897, RGBl. 
Nr.130, 

3. die §§ 188 bis 195 samt der überschrift 
"Armenrecht" der Verordnung des Bundesmini­
steriums für Justiz vom 9. Mai 1951, BG.Bl. 
Nr. 264, womit die Geschäftsordnung für die 
Gerichte I. und II. Instanz (Geo.) teilweise ge­
ändert und neu verlautbart wird, zuletzt ge­
ändert durch die Kundmachung BGBl. Nr. 43/ 
1973. 

§ 2. Benötigt eme Partei zur Erlangung der 
Verfahrenshilfe oder einer ihr entsprechenden 
Begünstigung im Ausland ein behördliches Zeug­
nis über ihre Einkommens- und Vermögensver­
hältnisse, so hat der Bürgermeister des Ortes, in 
dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt, in Er­
mangelung eines solchen ihren Aufenthalt hat, 
ein Zeugnis über die im § 66 Abs. 1 ZPO in der 
Fassung des Art. II dieses Bundesgesetzes ange­
führten Tatsachen auszustellen. 

§3. (1) Die Bestimmungen der ZPO in der 
Fassung des Art. II dieses Bundesgesetzes über 
die Verfahrenshilfe gelten sinngemäß für das 
Verfahren außer Streitsachen. 

(2) Soweit das Gerichtsgebühren- und Ein­
bringungsrecht Vorschriften über die Verfahrens­
hilfe enthält, die von den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes abweichen, bleiben sie, vorbehalt­
lich des Art. VII, unberührt. 

§ 4. Hat. eine Partei vor Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes die Bewilligung des Armenrechts 
beantragt, ist aber in diesem Zeitpunkt darüoer 
noch nicht rechtskräftig entschieden, so ist das 
von ihr vorgelegte Armenrefhtszeugnis als Ver­
mögensbekenntnis nach § 66 ZPO in der Fassung 
des Art. II dieses Bundesgesetzes anzu~ehen. 

§ 5. Mit der Vollziehung 

Schluß- und übergangsbestimmungen 1. der Art. I bis IV und VIII §§ 1, 3 und 4 ist 
§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Dezem- der Bundesminister für Justiz, 

ber 1973 in Kraft. 
2. des Art. VIII § 2 ist der Bundesminister für 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgeset- Inneres und 
zes verlieren die folgenden Vorschriften ihre 
Wirksamkeit: 3. der Art. V, VI und VII ist die Bundes-

1. die Verordnung des Ministeriums der Justiz, regierung 
des Inneren und der Finanzen im Einvernehmen betraut. 
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Erläuterungen 

A 

ALLGEMEINER TEIL 

I 

I Jahr 1958 angehört, gibt jedermann den ver­
i fassungsrechtlichen Anspruch auf den Genuß der 
in dieser Konvention festgelegten Rechte und 
Freiheiten ohne Rücksicht auf Geschlecht, Rasse, 
Hautfarbe, Sprache, Religion, politische oder 

V b k sonstige Anschauungen, nationale oder soziale 
or emer ungen H kfZ h'" k . . . I er un t, uge ong elt zu emer natlOna en 

Es gehört zum Wesen des Rechtsstaates, jedem, Minderheit, Vermögen oder Geburt (Art. 14 
die Durchsetzung seiner Rechtsansprüche ohne MRK). Der Art. 6 Abs. 1 MRK gibt jedermann 
Rücksicht auf seine wirtschaftlichen Verhältnisse den verfassungsrechtlichen Anspruch darauf, daß 
zu ermöglichen; der Mangel an finanziellen Mit- seine 'Sache - s,ei es eine Zivil- oder Strafsache -
teIn darf kein Hindernis sein, im Bedarfsfall die in billiger Weise öffentlich und innerhalb einer 
staatliche Rechtspflege in Anspruch zu nehmen. angemessenen Frist von einem auf Gesetz be­
Hierzu dient derzeit die Einrichtung des soge- ruhenden unabhängigen und unparteiischen Ge-
nannten Armenrechts. richt entschieden werde. 

Die in der österreichischen Bundesverfassung 
verankerte Gleichheit aller Staatsbürger trifft 
freilich keine Feststellung über die natürliche 
Stellung ("status naturalis") des Menschen. Die 
sich aus diesem Status ergebenden Unterschiede 
der Menschen werden vielmehr vorausgesetzt. 
Die demokratischen Rechtsordnungen· setzen 
aber auch diejenigen Ungleichheiten der Men­
schen voraus, die sich aus der sozialen Stellung 
des einzelnen ergeben; dazu gehören besonders 
die aus dem Vermögen herrührenden Ungleich­
heiten. Dort, wo es um die natürliche Stellung 
des Menschen geht, hat der Gedanke der Gleich­
heit bestehende Tatsachen hinzunehmen. Dort 
aber, wo es um die wirtschaftliche und soziale 
Stellung des Menschen geht, wird der Gleichheits­
satz wirksam, indem er in diese Stellung zum 
Wohl der Schwächeren und im Dienst des Rechts­
staates und der Rechtspflege eingreift. Grund­
sätzlich soll daher jedem Staatsbürger dort, wo 
es der Gesetzgeber für richtig hält, die Möglich­
keit eingeräumt werden, seine Stellung in der 
Gesellschaft so zu gestalten, daß sie der der 
anderen gleich- oder nahekommt (vgl. Er m a­
c 0 r a, Handbuch der Grundfreiheiten und der 
Menschenrechte 62). Diese "Chancengleichheit" 
gilt auch für die Rechtsverfolgung und Rechts­
verteidigung. 

Auch die im Verfassungsrang stehende Kon­
vention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten (MRK), der österreich seit dem 

Mit Beziehung auf das, was oben steht, hat 
sich das Bundesministerium für Justiz in den 
letzten Jahren mit einer Neugestaltung der unter 
der Bezeichnung "Armenrecht" zusammenfassen­
den Rechtseinrichtung befaßt. Ein besonderer 
Anlaß dafür war die Entschließung des Bundes­
rats· vom 20. Juni 1968, Nr. 30, wonach "die 
Voraussetzungen für die Gewährung des Armen­
rechts nach der geltenden Rechtslage nicht mehr 
den gegenwärtigen sozialen Auffassungen ent­
sprechen" . 

Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem 
Erkenntnis vom 19. Dezember 1972 (kundge­
macht im BGBL Nr. 42 und 43/1973) einige 
Gesetzesbestimmungen über das Armenrecht, 
nämlich die §§ 66 Abs. 2 und § 67 Zivilprozeß­
ordnung (ZPO) sowie den § 16 Abs.2 Rechts­
anwaltsordnung (RAO) als verfassungswidrig und 
einige auf Verordnungsstufe stehende Rechtsvor­
schriften als gesetzwidrig aufgehoben. Da diese 
Vorschriften mit dem 30. November bzw. 31. Mai 
1973 außer Kraft ~reten bzw. außer Kraft ge­
treten sind, war es somit erforderlich, die auf­
gehobenen Bestimmungen zu ersetzen, und 
wünschenswert, gleichzeitig die Arbeiten zur 
Neugestaltung des Armenrechts damit zu ver­
binden. 

Das entworfene Bundesgesetz will sohin durch 
seine umfassende Regelung für das gerichtliche 
Zivil- und Strafverfahren ebenso wie für das 
Verfahren vor dem Verfassungs- und Verwal-
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tungsgerichtshof und im Verfahren nach dem All­
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz (A VG 
1950) eine. Verbesserung des bisherigen Rechts­
schutzes erreichen. Dabei erfüllt es auch die Ziel­
setzung der Regierungserklärung vom 5. No­
vember 1971, in der die "Verbesserung von 
Rechtsberatung und Rechtsbeistand für/den wirt­
schaftlich Schwachen" in Aussicht gestellt worden 
ist. 

11 

Dabei ist folgendes Wesentliches aufgezeigt 
worden: 

Das geltende Recht schaffe drei Kategorien von 
Prozeßparteien (M ach ace k a. a. 0.), und zwar 

1. die Kapitalkräftigen, für die Prozeßkosten 
keine Rolle spielten - die Reichen, 

2. die Unhemittelten, die im wahren Sinn des 
Wortes als arm zu bezeichnen seien - die Armen, 
und 

3. die große Anzahl derjenigen Staatsbürger, 
Geschichtlicher Rückblick die im eigentlichen Sinn weder als arm hOch als 

Das prozessuale Armenrecht geht auf das Recht reich angesehen werden könnten, die jedoch nicht 
der römischen Kaiserzeit zurück, beruhte aber in den Genuß des Armenrechts gelangten, obwohl 
hier noch im wesentlichen auf kaiserlichen gerade sie durch die Prozeßaufwendungen be­
Gnadenakten. Erst das kanonische Recht ge- lastet würden und für sie eine Prozeßweghinde­
währte als Recht die Gebührenfreiheit und einen rung entscheidend sei. Sie seien zu reich für das 
Armenvertreter. Im deutschen Reichsrecht wurde Armenrecht und zu arm für die Beschreitung 
die Stundung der Gebühren und der Vertreter- des Rechtswegs. 

kosten gewährt, his der Arme aus dem Prozeß Von allen aber ist auch darauf hingewiesen 
oder sonstwie zu Vermögen gekommen war. worden, daß der Begriff der Armut einen inhalt­
Dies blieb auch der Standpunkt des gemeinen lichen Wandel erfahren habe. Der Begriff "Ar­
Rechtes, während die österreichische Allgemeine menrecht" wird als nicht mehr zeitgemäß und 
Gerichtsordnung vom 1. Mai 1781 das Armen- als diskriminierend empfunden. 
recht überhaupt nicht erwähnte. Während das 
deutsd1e Reichsrecht im wesentlichen denjenigen "Arm zu sein, bedeutet in der Frühzeit der 
als arm betrachtete, der die Prozeßkosten und gegenwärtigen Gesellschaftsordnung etwas ande­
Gebühren nicht aufzubringen imstande war, und res als etwa in der schweren Arbeitslosenkrise, 
während das frühere österreichische Recht noch wieder etwas anderes in der Zeit der modernen 
etwas engherziger nur denjenigen als arm gelten Industriegesellschaft, deren Korrelat eine ent­
ließ, der, aus welcher Quelle immer, k~in größe- wickelte Sozialpolitik ist" (Regierungs,erklärung 
res Einkommen als den ortsüblichen gemeinen vom 5. November 1971). 
Taglohn bezog, hat die ZPO in Anlehnung an 
die frühere deutsche ZPO schon denjenigen als Von den Wünschen auf Neugestaltung ist auch 
arm erklärt, der die Kosten der Prozeßführung die Änderung der Verordnung des Ministeriums 
ohne Beeinträchtigung des für ihn und seine der Justiz, des Innern und der Finanzen im 

Einvernehmen mit dem Ministerium für Kultus Familie erforderlichen notdürftigen Unterhalts 
nicht zu bestreiten vermochte (s. Pol I a k, und Unterricht vom 23. Mai 1897, RGBl. Nr. 130, 
System des österreichischen Zivilprozeßrechtes in der Fassung der Verordnung vom 31. Juli 
mit Einschluß des Exekutionsrechtes 2 I 170 f.). 1933, BGBI. Nr. 351, über das Armenrecht und 

die Ausfertigung und Bestätigung yon Zeugnissen 

m 
Bedürfnis nach Neuordnung 

Schon in der Zwischenkriegszeit war der Ruf 
nach einer Erneuerung des Armenrechts laut 
geworden (vgl. etwa B ra ß I 0 f f, Reformen und 
Reformvorschläge auf dem Gebiet des Privat­
rechts und des Zivilprozeßrechts, Wien 1936, 
56 ff.). In jüngerer Zeit haben sich der öster­
reichische Arbeiterkammertag am 17. März 1971 
auf seiner Tagung zum Thema "Sind vor dem 
Gesetz wirklich alle gleich?", der österreichische 
Anwaltstag am 26. April 1971, Mac ha c e k, 
Recht der Arbeit 1971, 100 und Ku der n a, 
Recht der Arbeit 1972, 142 mit Reformgedanken 
beschäftigt. Auch in den Gesprächen um den 
"Ombudsman" sind Wünsche bezüglich des 
Armenrechts erhoben worden (K hol, Ein Om­
budsmann für österreich, JBI. 1971, 63). 

zur Erlangung des Armenrechts erfaßt worden. 

IV 

Rechtsvergleichung 

In der B und e s r e pub I i k D e u t sc h­
I an d ist im Zivilverfahren die Rechtslage sehr 
ähnlich der in· Österreich. Voraussetzung für die 
Gewährung des Armenrechts ist, ·daß die Partei 
arm ist; das ist der Fall, wenn sie außerstande ist, 
ohne Beeinträchtigung des für sie und ihre 
Familie notwendigen Unterhalts die Kosten des 
Prozesses zu bestreiten. Zum Nachweis' der 
Armut ist ein Armutszeugnis notwendig. Es 
wird nach Vorlage einer Bescheinigung des 
Finanzamts von der Gemeindebehörde ausge­
stellt. Das Gericht ist jedoch an dieses Zeugnis 
nicht gebunden. Der beabsichtigte Prozeß muß 
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hinreichende Aussicht auf Erfolg bieten. Das 
Gericht prüft Schlüssigkeit und ßegründetheit 
der Klage oder des Rechtsmittels oder der Ver­
teidigung. Das sogenannte Teilarmenrecht ist 
bekannt. Wirkung der Gewährung des Armen­
rechts ist die einstweilige Befreiung von den 
Gerichtsg~bühren und Auslagen. Dieses Recht 
schließt die vorläufige unentgeltliche Beiordnung 
eines Armenanwalts im Anwaltsprozeß in sich. 

Das Strafverfahrensrecht der Bundesrepublik 
Deutschland kennt die Einrichtung des "Armen­
verteidigers" an sich nicht. Hat ein Beschuldigter 
keinen Wahlverteidiger, so ist ihm aber von 
amtswegen in den im § 140 I dStPO angeführ­
ten Fällen stets, in anderen Fällen dann von 
amtswegen ein Verteidiger zu bestellen, wenn 
wegen der Schwere der Tat oder wegen der 
Sc.~wierigkeit der Sach- oder Rechtslage die Mit­
wirkung eines Verteidigers geboten erscheint oder 
wenn ersichtlich ist, daß der Beschuldigte nicht 
selbst verteidigen kann (§ 140 II dStPO). Für die 
Entlohnung eines solchen Verteidigers gilt fol­
gendes: Wird der Beschuldigte nicht verurteilt, so 
fallen u. a. die Verteidigungskosten der Staats~ 
kasse zur Last; ein verurteilter Beschuldigter hat 
grundsätzlich auch diese Kosten zu tragen. Da der 
gerichtlich bestellte Verteidiger gegen die Staats­
kasse nur einen Anspruch auf Entlohnung nach 
den Mindestsätzen des Gebührenrahmens hat, 
kann er vom Vertretenen unter Einrechnung des 
von der Staatskasse Erhaltenen Gebühren wie 
ein gewählter Verteidiger begehren. Die Pflicht 
des Beschuldigten, die Verteidigerkosten zu zah­
len, entfällt aber, wenn das Gericht f1eststellt, 
daß der Beschuldigte nicht ohne Beeinträchtigung 
des für ihn und seine Familie notwendigen Unter­
halts Zahlung leisten kann. 

In der S c h w e i z (K a n ton Z ü r ich) ist 
im Zivilverfahren Voraussetzung die Mittellosig­
keit des Antragstellers, d. h. wenn ,er nicht in 

, der Lage ist, neben dem Lebensunterhalt für sich 
und die Seinen auch die Prozeßkosten aufzu­
bringen, es sei denn, der Prozeß erscheint offen­
sichtlich aussichtslos oder mutwillig (nach der 
Rechtsprechung wird der Begriff des Lebens­
unterhalts im Sinn des notwendigen Unterhalts 
ausgelegt). 

Für den Nachweis der Bedürftigkeit des 
Gesuchstellers sind keine bestimmten Beweis­
mittel vorgeschrieben, meist wird der Nachweis 
durch ein "Mittellosigkeitszeugnis" der Gemein­
dekanzlei des Wohnorts des Gesuchstellers er­
bracht. Die Gewährung der unentgeltlichen Pro­
zeßführung umfaßi: die Befreiung von der Pflicht 
zur Zahlung der Gerichtskosten unter Leistung 
von Kautionen und Barvorschüssen. Zeugen und 
Sachverständige sind in diesem Fall von der 
Gerichtskasse zu entschädigen. Mit der Bewilli­
gung der unentgeltlichen Prozeßführung ist nicht 
zwingend die Bestellung eines Rechtsbeistandes 

verbunden. Dies hängt von der "Beistandsbedürf­
tigkeit der Partei" ab. Nach der Gerichtspraxis 
wird auch ein Teilarmenrecht gewährt; nieman­
dem soll die unentgeltliche Prozeßführung in 
weiterem Umfang gewährt werden, als sie nötig 
ist, um dem Gesuchsteller die Prozeßführung zu 
ermöglichen. Die unentgeltliche Prozeßführung 
befreit nur vorläufig von der Zahlung des Pro­
zeßaufwandes; die begünstigte Partei ist zur 
Nachzahlung der ihr einstweilen erlassenen Be­
träge verpflichtet, wenn sie durch den Ausgang' 
des Prozesses öder auf anderem Weg zu Ver­
mögen kommt. 

Im Strafverfahren besteht ohne Rücksicht auf 
das Vermögen Anspruch auf unentgeltliche Ver­
teidigung des Beschuldigten oder Angeklagten 
durch einen Rechtsanwalt und auf Befreiung von 
Gerichtskosten nur durch eine Art Uneinbring­
lichkeitserklärung (die unentgeltliche Verteidi­
gung jedoch zwingend in den Fällen des § 11 der 
Schweizer Strafprozeßordnung, unter anderem 
im Verfahren vor Geschworenengericht,en und 
bei Androhung einer Freiheitsstrafe von min­
destens einem Jahr). Den amtlichen Verteidiger 
bestellt im Geschworenengerichtsverfahren der 
Präsident der Anklagekammer, im bezirksgericht­
lichen Verfahrender Gerichtspräsident. Diese 
Gerichtsstellen bezeichnen auch den amtlichen 
Verteidiger dem Namen nach. D~e Kosten eines 
offiziosen Strafverfahrens trägt im Fall der Ein­
stellung oder des Freispruchs grundsätzlich die 
Staatskasse. Sie können jedoch dem Angeklagten 
ganz oder teilweise auferlegt werden, wenn er 
die Einleitung der Untersuchung durch ein ver­
werfliches oder leichtfertiges Benehmen verur­
sacht hat. Gleiches gilt für den Anzeiger, wenn, 
die Anzeige auf solche Art zustande gekommen 
ist. 

In Fra n k r eie h ist die Verfahrenshilfe im 
Zivilverfahren an eine bestimmte Vermögenslage 
gebunden. Sie befreit von der Zahlung aller 
Gerichtskosten sowie der Gebühren für Zeugen 
und Sachverständige. Die Beistellung eines An­
walts ist vorgesehen. Ein Teilarmennecht ist be­
kannt. 

Eine Verfahrenshilfe im Strafverfahren besteht 
nicht. 

I n G roß b r i t a n nie n ist die Hilfe im 
Zivilverfahren nicht nur auf gerichtliche Ver­
fahren beschränkt; sie wird nicht nur Armen im 
engeren Sinn, sondern auch Personen mit be­
schränkten Mitteln gewährt, die aber zu den 
Kosten herangezogen werden können. Der An­
trag auf Gewährung von "legal aid" wird abge­
wiesen, wenn der Antragsteller im Verfahren nur 
einen geringfügigen Betrag' erhielte, wenn die 
Rechtsverfolgung leichtfertig, unvernünftig oder 
bösartig ist oder die Kosten in keinem Verhältnis 
zu der Höhe des Anspruchs ständen. Allgemein 

2 
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sind ausgeschlossen Ansprüche wegen Beleidi­
gung, Bruches des Eheversprechens, Verführung 
Minderjähriger, Verleitung, den Ehegatten zu 
verlassen oder von ihm getrennt zu leben, in 
Wahlangelegenheiten und auch im Verfahren 
betreffend die Ausführung richterlicher Anord­
nungen. Die Bewilligung von legal aid hängt 
ferner von den Vermögensverhältnissen des An­
tragstellers ab, wobei sein Einkommen und sein 
Vermögen gesondert geprüft werden. Außer der 
l1echtlichen Hilfe im Prozeß gewährt das Gesetz 
bedürftigen Personen über 16 Jahre die Möglich­
keit, für Fragen des englis,chen Rechtes Auskunft 
und Rat außerhalb des Prozesses zu erlangen, 
wenn sie öffentliche Armenunterstützung be­
ziehen. 

Im Strafverfahren be;timmt der Richter, ob 
jemandem Verfahrenshilfe gewährt wird. In 
Mordsachen ist dies immer der Fall, sonst wenn 
die Schwere der Tat oder besondere Umstände 
dafür sprechen. Ist sie erteilt, so kann sich der 
Angeklagte einen zur Vertretung bereiten An­
walt wählen. Der Antrag kann auch im Fall der 
Verhaftung oder bei gerichtlicher Vorladung zur 
verantwortlichen Vernehmung gestellt werden. 

In Sc h w e den hat im allgemeinen Zivil­
verfahren jede Person Anspruch auf öffentliche 
Rechtshilfe in allen rechtlichen Angelegenheiten, 
wenn ein Bedürfnis nach wirtschaftlicher Unter­
stützung besteht. Dies gilt ohne Rücksicht 
darauf, ob die Sache bei einem allgemeinen Ge­
richt, bei einem Verwaltungsgericht oder einer 
Verwaltungsstelle behandelt oder einem Schieds­
gericht unterbreitet wird. Die öffentliche Rechts~ 

. hilfe schließt auch einen allgemeinen Beratungs­
dienst in sich. Bestimmte ,Beschränkungen liegen 
vor: so etwa wird anderen juristischen Personen 
als dem Nachlaß keine öffentliche Rechtshilfe 
gewährt. In Angelegenheiten, die mit der Berufs­
ausübung verbunden sind, wird öffentliche 
Rechtshilfe nur ausnahmsweise gewährt. Weitere 
Einschränkungen bestehen für im, Ausland le­
bende Personen sow~e für Einkommensteuer­
erklärungen und ähnliche Angelegenheiten. Dar­
über hinaus ist Rechtshilfe ausgeschlossen, wenn 
das Einkommen das Achtfache des Grundbetrags 
gemäß dem Nationalversicherungsgesetz über­
steigt. Der Empfänger der öffentlichen Rechts­
hilfe wird zu einem bestimmten Kostenbeitrag 
verhalten, der von seiner Zahlungsfähigkeit ab­
hängt. Der Beitrag wird vor al1em, nach bestimm­
ten Richtlinien - ausgehend vom jährlichen 
Einkommen und den Unterhaltspflichten - be­
rechnet. Die öffentliche Rechtshilfe umfaßt auch 
die Zahlung des Honorars eines Rechtsbeis'tandes 
und die Kosten des Erscheinens vor einem Ge-
richt oder einer anderen Behörde. ' 

Im Strafverfahren wird ein öffentlicher V,er­
teidiger bestellt, wenn eine Notwendigkeit hierzu 

vorliegt. Darüber hinaus soll öffentliche Rechts­
hilfe geleistet werden, wenn das jährliche Ein­
kommen der angeklagten p'erson nicht das Drei­
fache des Grundbetrags nach dem Nationalver­
sicherungsgesetz übersteigt. Die Wohltaten dieser 
Art der öffentlichen R.echtshilfe schließen die 
Zahlung aus öffentlichen Mitteln für die Kosten 
des Erscheinens vor einem Gericht und für be­
stimmte Kosten von Nachforschungen in sich. 
Kein Kostenbeitrag soll gezahlt werden, wenn 
öffentliche Rechtshilfe einer angeklagten Person 
in einer Strafsache gewährt wird. Wird der An­
geklagte für schuldig befunden, so kann er aber 
verpflichtet werden, dem Staat die Kosten zu 
ersetzen, wenn dies mit Rücksicht auf das von 
ihm begangene Verbrechen oder mit ;Rücksicht 
auf seine persönliche und wirtschaftliche Lage für 
angemess,en' gefunden wird. Die Gerichte ent­
scheiden über das Ansuchen um öffentliche 
Rechtshilfe, über die Ansuchen um Beistellung 
eines Anwalts und über die Bestimmung eines 
Honorars. 

In Pol e n wird im Zivilverfahren die Be­
freiung von Gerichtskosten auf Grund eines 
Gerichtsbeschlusses erlangt, wenn die Partei nach­
weisen kann, daß sie nicht in der Lage ist, die 
Kosten ohne Nachteil für ihren oder ihrer Familie 
notwendigen Unterhalt zutragen. Ober die Ge­
währung der Befreiung von Gerichtskosten ent­
scheidet das Gericht mit Ausnahme der Fälle 
der gesetzlichen Befreiung. Als Nachweis der 
Vermögens- und Familienverhältnisse hat die 
Partei dem Gericht eine Bescheinigung einer 
staatlichen Verwaltungsstelle ' (Präsidium des 
Volksrats, der Dorfgemeinde oder eines städti­
schen Distrikts) vorzulegen. Die Befreiung von 
den Gerichtskosten umfaßt die Befreiung von 
Gerichtsgebühren und von anderen Auslagen im 
Prozeß, für die der Staatsschatz aufkommt, und 
das Recht auf Beistellung eines Rechtsanwalts. 
Von den Gerichtsgebühren kann teilweise oder 
vollständig befreit werden; über das Ausmaß 
entscheidet das Gericht. 

Im Strafverfahren wird die V,erfahrenshilfe 
durch Gerichtsbeschluß erlangt, wenn die Zahlung 
der Kosten deS Strafverfahrens mit Rücksicht 
auf den Familienstand, die Vermögensverhält­
nisse und die Höhe des Einkommens des Zah­
lungspflichtigen zu beschwerlich wäre. Im Straf­
verfahren um faßt die .Befreiung von den Ge­
richtskosten den Ersatz der Verfahrenskos.ten an 
den Staatsschatz, einschließlich ·der Zeugen-, 
Sachverständigen- und Dolmetschergebühren so­
wie der Gebühren der Anwaltsvereinigung, die 
den Verteidiger gestellt hat, und die Kosten 
eines Amtsverteidigers. Der Verteidiger wird 
vom Gericht bestellt. Die Bestellung erstreckt 
sich auf das Verfahren in allen Instanzen. Die 
Kos'ten eines offiziosen Strafverfahrens werden 
vom Staatsschatz getragen. 
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v 

Hauptpunkte der Neuordnung 

1. Er~etzung des veralteten und der gesell­
schaftlichen Wirklichkeit nicht mehr ent­
sprechenden Ausdrucks "Armenrecht" durch 
den zeitgJemäßen Ausdruck "Verfahrens­
hilfe". 

2. Milderung der strengen Anspruchsvoraus­
setzungen zur Erlangung des Armenrechts 
für die Erlangung der Verfahrenshilfe. 

3. Einführung einer Teil-Verfahrenshilfe. Eine 
möglichst gerechne Berücksichtigung der Ver­
mögens-, Einkommens- und Familienverhält­
nisse des Antragstellers kann auch die teil­
weise zu bewilligende Verfahrenshilfe, etwa 
die Befreiung von der Zahlung der Sachver­
ständigengebühren, erfordern. 

4. Aufhebung der Verordnung RGBl. Nr. 130/ 
1897 über das Armenrecht und die Aus­
fertigung und Bestätigung von Zeugnissen 
zur Erlangung des Armenrechts. Ihr Zweck 
soll durch ein amtliches "Vermögensbekennt­
nis" erreicht werden. In diesem gibt der 
Antragsteller, hingewiesen auf mögliche 
Sanktionen, seine Einkommens-, Vermögens­
und Familienverhältnisse an. 

5. überprüfung der Voraussetzungen für die 
Gewährung der Verfahrenshilfe ausschließ­
lich durch das Gericht, 

6. Einräumung eines Rekursrechts auch dem 
Gegner der antragstellenden Partei gegen 
die Bewilligung der Verfahrenshilfe. 

VI 

Mehraufwand 

Die Durchführung des entworfenen Bundes­
gesetzes wird infolge der großzügigeren Regelung 
der Anspruchsvoraussetzungen voraussichtlich 
dem Bund höhere Kosten verursachen. Diese 
lassen sich nicht abschätZien. Durch die Einfüh­
rung der !eil-Verfahrenshilfe und der damit ver­
bundenen strengeren Handhabung bei der Be­
willigung der Verfahrenshilfe kann aher auf der 
anderen Seite ·eine Minderung' des Mehraufwan­
des erwartet werden. Auswirkungen auf den 
Personalaufwand sind nicht zu befürchten. 

Jedenfalls aber wel'den durch die Aufhebung 
der oben unter V Z. 4 angeführten Verordnung 
und die damit verbundene Einführung des Ver­
mögensbekenntnisses ansuelle des bisherigen 
Armenrechtszeugnisses ,die Verwaltungsbehörden 
wesentlich entlastet werden. Das Armenrechts­
zeugnis ist nämlich derzeit von der Gemeinde­
vorstehung derjenigen Gemeinde; inder die 
Partei ihren Wohnsitz oder Aufenthalt hat, aus-

zustellen und bedarf, sofern es sich nicht um 
Gemeinden mit eigenem Statut handelt, der, Be­
stätigung durch die Bezirksverwaltungsbehörde 
(§ 65 Abs. 3 ZPO). Die damit verbundene Be­
lastung der V'erwaltungsbehörden mit Erhebun­
gen, aber auch die oft nur sehr mangelhafnen 
Erhebungen war,en mitbestimmend dafür, zu dem 
durch die Partei auszustellenden Vermögensbe­
kenntnis überzugehen. 

In den seltenen Fällen, in denen österreich,er 
oder Ausländer mit gewöhnlichem Aufenthalt 
in österreich (und auch in Beziehung zu Staaten, 
mit denen zwar keine Vereinbarung besteht, die 
österreichischen Staatsbürgern aber auf Grund 
eines entsprechenden Zeugnisses Verfahrens hilfe 
gewähren) nach wie vor Zeugnisse über ihre 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse zum 
Gebrauch im Ausland bedürfen, wird der Bürg.er­
meister des Ortes des gewöhnlichen Aufenthalts 
im übertragenen Wirkungsbereich (Art. 119 
B-VG) dieses Zeugnis ausstellen (Näheres siehe in 
den Erläuterungen zum Art. VIII). 

VII 

Zuständigkeit 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung 
der vorgeschlagenen bundesgesetzlichen Neurege­
lungen im EGZPO, in der ZPO, der StPO 1960, 
dem JGG. 1961, dem VwGG. 1965 und im 
Art. VIII §§ 2 bis 4 dieses Entwurfes gründet sich 
auf den Art. 10 Abs. 1 Z. 6 B-VG, zur Änderung 
des A VG. 1950 auf den Art. 11 Ab~. 2 B-VG. 

B 

BESONDERER TEIL 

Zum Art. I . 

Das bisher 1m Art. XXXIII EGZPO dem 
Rechtsanwalt zur Verfahrenshilfe eingeräumte 
Recht, seine Enthebung wegen Mutwilligkeit 
oder Aussichtslosigkeit der Rechtsverfolgung oder 
Rechtsv.erteidigung zu v.erlangen, wird nun im 
§ 68 ZPO neu geregelt. Der Art. XXXIII EGZPO 
kann daher aufgehoben werden. 

Zum Art. 11 

Zur Z. 1 

Zum § 31 'zPO 

Im Hinblick auf die mit dem gleichzeitig über­
reichten Entwurf einer Knderung der RAO vor­
gesehene Herabsetzung der vom R-echts.anwalt 
nachzuw,eisenden Gesamtpraxiszeit werden im 
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Abs. 3 die geforderte einjährige Gerichtspraxis 
auf neun Monate und die geforderte zweijährige 
Praxis bei einem Rechu.anwalt oder !bei der 
Finanzprokuratur auf achtzehn Monate herab­
gesetzt. 

Zur Z. 2 

Vorbemerkungen 

Bei der Neuregelung des Armenrechts will der 
Entwurf in den systematischen Aufbau der 
grundlegenden Bestimmungen der ZPO (§§ 63 
bis 73) nicht umstürzlerisch eingreifen. Er folgt 
daher grundsätzlich dem geltenden Inhalt dieser 
Bestimmungen. 

Zum § 63 ZPO 

ses um faßt die Personen, für die der Anspruchs­
werber tatsächlich zu sorgen hat, also etwa auch 
die nicht unterhaltsberechtigt'en Personen. 

Im Abs. 2 wird die bisher im Abs. 4 aufschei­
nende R,egelung neu gefaßt. Nunmehr wird klar­
gestellt, daß neben einer juristisch,en Per,son auch 
einem sonstigen partJeifähigen Gebilde - bei 
V orliegen der anderen Voraussetzungen - die 
Verfahrens hilfe zu bewilligen ist. Solch ein Ge­
bilde muß durch die Rechtsordnung die Fähigkeit 
erhalten haben zu klagen oder geklagt zu wer­
den. Es kann eine Personenvel'einigung oder eine 
Vermögensmass'e, wie z. Rein ZweckVlermögen 
sein (vgI. F ase hin' g, Kommentar zu den Zivil­
prozeßgesetzen II 109; SZ 41/132; EvBI. 1969/ 
64 = NZ 1969, 119). So hat die Rechtsprechung 
beispielsweise der Verlassenschaft (ZBI. 1924/170), 
auch der armutshalber abgetanen Verlassenschaft 
(NZ 1930, 141), der Zwangsverwaltung.smasse 
wie auch einer Sonderrnasse (5Z 21/150), einer 
Agrargemeinschaft (5Z 24/98) und der Konkurs­
masse (5Z 25/329) Parteifähigkeit zuerkannt. 

Der Wegfall des "allgemeinen Inver,esses" soll 
die grundsätzliche Gleichbehandlung natürlicher 
und - in- wie ausländischer - juristischer Per­
sonen hinsichtlich der Verfahrenshilfe zum Aus­
druck bringen. 

Der neue Abs. :; übernimmt das heute im 
Abs. 2 enthaltene Erfordernis der Gegenseitig­
keit. Der ursprüngliche Plan des Bundesministe­
riums für Justiz, dieses Erfordernis fallenzulas­
sen, ist auf Grund zahlreicher Einwände im Be­
gutachtungsverfahren aufgegeben worden. Dabei 
ist die verfassungsrechtlich bedenkliche Bindung 
an die Erklärung des Bundesministers für Justiz 
beseitigt worden. Weg,en des Art. XXIX EGZPO 
müssen die Staatenlosen den Inländern ausdrück­
lich gleichgestellt werden. 

'ner Abs. 4 ist nötig, weil der Gesetzesentwurf 
durmgehend nur von der "Partei" spricht, die 
Verfahrenshilfe aber auch dem Nebenintlervenien­
ten gewährt werden kann. 

Zum § 64 

Der als geltende Anspruchsvoraussetzung vor­
gesehene Begriff des notdürftigen Unterhalts 
wird durch den des notwendigen Unterhalts er­
s'etzt. Schon durch diesen Wechsel des Ausdrucks 
soll das angestrebte Ziel, einem größeren Per so­
nenkreis wirtschaftlich Schwacher die Möglichkeit 
der Rechtsdurchsetzung zu geben, erreicht wer­
den. Auch wird der bisher unbefriedigende 
Widerspruch zwismendem § 63 Abs. 1 ZPO, 
in dem vom notdürftigen Unterhalt die R'ede ist, 
und dem § 71 Abs. 1, der vom notwendigen 
Unterhalt spricht, beseitigt. Der Begriff des not­
wendigen Unterhalts wird für den Bereich des 
ZivilverfahrenlS gesetzlich umschrieben, und damit 
erst wird vollends die Ausweitung des "Armen­
rechts" zu erreichen versucht. Mit dem Begriff 
"einfame Lebensführung" wird man von der 
Voraussetzung eines kümmerlichen Daseins, wie 
es in dem derzeitigen Begriff des "notdürftigen 
Unterhalts" drinnensteckt, loskommen, ohne 
aber die Grenzen zu über,steigen, von denen ab 
jemandem unter Zugrundelegung reines beschei­
denen Lebensaufwandes die Tragung der mit 
einem gerichtlimen Verfahren verbundenen Ko­
sten zugemutet werden kann; auf jeden Fall 
soll unter dem notwendigen Unterhalt mehr als 
der bisherige notdürftige Unterhalt, also etwa die 
Untergrenze des allgemeinen Lebensstandes, aber 
weniger als der standesgemäße Unterhalt ver­
standen werden. Dabei wil'd in Würdigung der Die Neufassung gibt zunächst die Möglimkeit, 
eigentümlichen Verhältnisse des Einzelfalls auf die Verfahrenshilfe auch teilweise zu hewilligen. 
die Lebensstellung (z. B. Gesundheitszustand, Er- Damit kann dem R'emtsschutzbedürfnis ·der Par­
werbsfähigkeit) des AntragrsteHers Bedacht zu tei und ihren besondel1en wirtsmaftlimen Ver­
nehmen sein. Es handeltsim beim Begriff der hältnissen besser entspromen werden. Der dabei 
einfa'chen Lebensführung um einen objektiven zugrunde liegende Gedanke ist, die Partei zwar 
BIegriff, nämlim das Maß einer absolut beschei- zur Entrichtung der ihr zumutbaren Kosten zu 
denen Lebensführung, der aber in der Weise rela- verhalten, sie aber von den unzumutbaren LastJen 
tiviert werden kann, daß dabei auf ,die Bedürf- zu befreien. In d'er Praxis wird dies häufig bei 
nisse .der einzelnen Partei und die erforderlimen den oft verhältnismäßig hohen Sam verständigen­
Mittel zur Erhaltung ihrer geistigen und körper- kosten der Fall sein. 
limen Persönlichkeit und ihrer Erwerbsfähigkeit In Anlehnung an eine derZieit in der Geschäfts­
Breda.0t genommen w:erden s?ll. D.er Begriff d~r I ordnung für die Gerichte I. und II. ,Instanz (Geo.) 
FamIlIe und des damIt gememten P,e11SonenkreI- vorgesehene R.egelung soll die Verfahrenshilfe in 
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einem anschließenden ExekutionsV'erfahren fort­
wirken, um den Parteien und dem Gericht ein 
neues und in aller Regel überflüssiges Verfahren 
zur Erlangung der Verfahrenshilfe zu ersparen. 
Neu und zweckmäßig ist im Abs. 1 Z. 1 Buch­
stabe e die Einbeziehung der Kuratorskost'en nach 
§ 10. 

Im Abs. 1 Z. 4 wird der alleinige Anknüp­
fungspunkt . des gewöhnlichen Aufenthalts neu 
eingeführt. Dieser ßregriff ist der österreich ischen 
Rechtssprache und den Verfahrensgesetzen 
durchaus geläufig, so z. B. den §§ 76, 113 a, 113 b 
und 113 c JN, § 12 RatG. Sein Bedeutungsinhalt, 
nämlich eine gewiss.e Dauer des Auf.enthal~s, nicht 
aber die Absicht, sich dauernd an diesem Ort 
niederzulass!en, entspricht den Bedürfnissen der 
Partei. 

Der Abs. 2 erster Satz soll der Verwirklichung 
der Teilverfahrenshilfe dienen, deDen Grundlage 
im § 63 Abs. 1 ("so weit") gegeben wird. Die 
Einschränkung des richterlichen Ermessens im 
zweiten Satz ist darin begründet, daß die Bei­
gebung eines Anwalts wegen der sonst auftre­
tenden großen Kostenschwierigkeitlen nur dann 
zweckmäßig ist, wenn sie im vollen Ausmaß 
gewährt wird; auf der anderen Seite wäre es 
unbillig, eine Partlei von der Zahlungspflicht nach 
§ 64 Abs. 1 Z. 1 Buchstabe a nicht zu befreien, 
wenn der Staat diesbezüglich seine geldlichen 
Bedürfnisse also befrredigen könnte, während der 
im Rahmen der Verfahrens hilfe tätig werdende 
Anwalt ohne unmittelbare Entlohnung arbeiten 
müßte. 

Zum § 65 

Die derzeit im § 65 enthaltenen Vorschriften 
über das Armenrechtszeugnis werden durch die 
neue Regelung im § 66 (Vermögensbekenntnis) 
ersetzt. 

Zum Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts 
wird auf die ErläutJerungen zum § 64 hingewie­
sen. 

Der Abs. 2 enthält die bisher im § 66 Abs. 1 
enthaltene Regelung und zuzüglich die Anord­
nung, der Beschluß über den Antrag auf Bewilli­
gung der VerfahIienshil~e dürfe frühestens mit 
der Klage an den Gegner zugestellt werden, 
wofür zwei Gründe spnechen: zum ersten soll 
ein berechtigtes Anliegen des Klägers geschützt 
werden, dem Gegner erst mit der Zustellung 
der Klage d~e Streitsache bekanntwerden zu las­
sen, und zum zweiten die Tatsache, daß erst mit 
der Aushändigung der Klage der Beklagte prü­
fen kann, ob - abgesehen von den sonstigen 
Voraussetzungen des § 63 Abs. 1 - eine mutwil­
lige oder aussichtslose Prozeßführung des Klägers 
vorliegt. 

Zum § 66 

Anstelle des heutigen Armenrechtlszeugnisses 
tritt das vom Antragsteller oder von seinem 
gesetzlichen Vertreter zu fertigende Viermögens­
bekenntnis. Damit soll die Erlangurig der Ver­
fahrenshilfe einfacher gestaltet werden. Zugleich 
soll das Vermögenshekenntnis eine wirkungsvolle 
Handhabe für die Entscheidung des Gerichtes 
sein (s. Allgemeiner Treil unter VI). Hat das 
Gericht Bedenken, so hat es di,e ihm notwendig 
erscheinenden Erhebungen ohne förmliches Be­
weisverfahren auf diJe schnellste und zweckmäßig­
ste Art vorzunehmen. Nach fruchtlosem Ablauf 
der nach Abs. 2 dritter Satz ges,etzten Frist ist 
unter sinng,emäßer Anwendung der Grundsätze 
des § 381 über den Antrag zu emscheiden. Sind 
Ergänzungen des Vermögensbekenntnisses vor­
genommen oder Untlerlagen nachgebracht wor­
den, so wird auch in diesem Fall nach § 64 Abs. 3 
die Verfahrenshilfe mit dem Tag wirksram, an 
dem das Vermögcnsbe~enntnis dem Gericht vor­
gelegt worden ist. Zur Erstattung des Ver­
mögensbekenntnisses wird ein amtliches Form­
blatt aufgelegt. 

Zum § 67 

Bei der Blewilligung der Verfahlienshilfe hat 
das Proz,eßgericht erster Instanz allenfalls auch 
auszusprechen, daß der Partei ein Rechtsanwalt 
bei g e g e ben wird. Die B e s tell u n g selbst, 
das ist die Namhaftmachung des bestimmten 
Rechtsanwalts, obliegt dem Ausschuß der nach 
dem Sitz des Prozeßgerichts zuständigen Rechts­
anwaltskammer. Die dabei einzuhaltende Vor­
gangsweis,e ist im VI. Abschnitt der RAa gel1e­
gelt. 

Zum § 68 

Bei der Regelung des Erlöschens und des Ent­
ziehens der Verfahrenshilf'e .sind di'e Grundgedan­
~en der geltenden Bestimmungen beibehalten 
worden. Diese Bestimmungen sind jiCdoch um fol­
gende Regelungen angereichert worden: 

1. Auch der für die Partei bestellte Rechts­
anwalt soll künftig beantragen können, die Ver­
fahrenshilfe für erloschen zu erklären oder zu 
entziehen. Dieses R.echt geht über die im 
Art. XXXIII EGZPO vorgesehene Möglichkeit 
hinaus, nach der der bestellte Rechtsanwalt seine 
Enthebung beantrag,en kann, wenn die ihm über­
tragene Rrechtsverfolgung oder Rechtsverteidi­
gung mutwillig oder aussichtslos erscheint. 

2. Die Einführung der Teil-Verfahrenshilfe 
muß auch hier berücksichtigt werden. Die Worte 
"so weit" werden dem Gericht bei seiner Ent­
scheidung über das Erlöschen oder die Entz~e­
hung erlauben, wie bei der Gewährung der Ver­
fahl'enshilfe auf die Besonderheiten des einzelnen 
Falles Bedacht zu nehmen. 
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3. Kommt es zum Entzug, so fallen die Begün­
stigungen der Verfahrenshilfe rückwirkend bis 
zu deren Bewilligung fort. Für diesen Fall wird 
die Partei nunmehr ausdrücklich verpflichtet, alle 
im § 64 Abs. 1 Z. 1 angeführten Gebühren und 
Kosten und die Entlohnung des für sie bestell­
ten Rechtsanwalts - falls der Gerichtsbeschluß 
auch die Beigebung des Rechtsanwalts wider­
ruft - zu zahlen. Wie im Fall des § 71 soll auch 
hier das Prozeßgericht die Kosten des zur Ver­
fahl'enshilfe bestellten Rechtsanwalts bestimmen, 
um zu vermeiden, daß er seiner Kosten wegen 
den Rechtsweg beschreitJen muß. 

4. Der neu eingefügte Ahs. 3 nimmt auf die 
Regelung des § 66 Bedacht. Danach kann der 
Partei auch in einem Verfahren über d;lJS Erlö­
schen oder die Entziehung der Verfahrenshilfe 
jederzeit, auch von amtswegen, besonders zur 
überprüfung des Fortbestandes der Vorausset­
zungen für die Gewährung der Verfahrenshilfe, 
dte Pflicht auferlegt werden, neue und weitere 
NachWleise vorzulegen. Kommt eine Panei dieser 
Pflicht nicht nach, so hat das Gericht auch hier im 
Sinn des § 381 ZPO vorzugehen. 

S. Der Abs. 4 berücksichtigt die überlegungen 
zum § 73 und zum § 464 Abs. 3 ZPO. Im Dienst 
der Parteien und ihr.er Vertreter soll mit der 
Zustellung des Beschlusses über das Erlösch1en 
oder die Entziehung der Verfahrenshilfe nicht 
nur der Lauf von Rechtsmittelfristen, sondern 
auch die Frist zur Klagebeantwortung unterbro­
chen werd,en. 

Im übrigen wird die geltende Regelung bei­
behalten. Daher gilt besonders: 

1. Auch di,e Verfahrenshilf,e ist wie das Armen­
recht eine Begünstigung höchstpersönlicher Natur. 
Sie soll deshalb mit dem Tod der begünstigten 
Partei erlöschen. 

2. Der Beschluß über die Entziehung oder das 
Erlöschen soll nur durch das Erstgericht gefällt 
werden. 

3. Soweit die Verfah1"1enshilfe 'entzogen wird, 
sind die Begünstigungen rückwirkend beseitigt; 
soweit die Verfahrenshilfe erlischt, tritt die Nach­
zahlungspflicht mit dem Tag des Erlöschens ein. 

4. Auch dem Gegner der begünstigt;en Partei 
blieibt das Antragsliecht (vgl. § 72 Abs. 1); dfe 
Neufassung des § 72 räumt ihm dazu den Rekurs 
für den Fall ein, daß sein Antrag auf Entziehung 
oder Erlöschen abgewiesen worden ist. 

Zum § 69 

Der übergang vom behördlich ausgestellten 
Armenrechtszeugnis zu einem von der Partei 
selbst erklär1Jen Bekenntnis (s. § 66) erfordert 
notwendigerw,eise die Festlegung von Sanktionen 
für den Fall, daß das den Parteieneingeräum1le 
Vertrauen mißbraucht wird. Auf d~ese Sanktio-

nen wird in dem im § 66 Abs. 2 vorgesehenen 
Vermögembekenntnis ausdrücklich hingewiesen. 
Dazu gehört neben einer Geldstrafe - erforder­
lichenfalls einer Ersatzfreiheitsstrafe - auch eine 
zivilllechtliche Schadenshaftung, ohne daß dies in 
der ZPO selbst ausdrücklich gesa:gt werden 
müßte. Darüber hinaus sieht der neue § 69 eine 
Erweiterung der durch den § 84 StPO 1960 
vorgesehenen Anzeigepflicht vor. Sie soll der 
Anklagebehörde in jedem Fall GeLegenheit geben 
zu prüf,en, ob ein Betrugstatbestand vorliegt. 
Verzögerungen des Zivilv,erfahrens werden hier­
bei tunlichst zu v,ermeiden sein. 

Zum § 70 

Nach dem derzeitigen Wortlaut des § 70 hat 
der bestellte Rechtsanwalt im Fall des Obsiegens 
der von ihm vertr,enenen Partei einen unmittel­
bapen Entlohnungsanspruch gegen deren Gegner. 
Dieser Anspruch wäre nach dem gerichtlichen 
Einbringungsgesetz einzuhringen. In der Praxis 
nimmt jedoch auch der Armenanwalt seiIlle Ent­
lohnung in das Kostenverzeichnis (§ S4 ZPO) 
der von ihm vertretenen armen Partei auf. Der 
Panei wird der Ersatz dieser Entlohnung als 
Verfahrenskosten zug,esproch,en; sie werden vom 
Armenanwalt selbst - kraft des § 70 Abs. 1 
allerdings im 'eig,eIllen Namen - eingefordert. 
Das i,st insofern nicht richtig, als die arme Partei 
ihren Rechtsanwalt nicht zu entlohnen hat und 
ihr daher kein Verfahrens aufwand in dieser Höhe 
entstehen kann. 

Die Neuregelung schafft dieser praktischen 
übung eine rechtliche Grundlage, indem der un­
mittelbare Entlohnungsanspruch des R,echts­
anwalts' an d~e Geg,enparnei beseitigt und statt 
dessen für den Kostener.satz (§ 41 ZPO) fingiert 
wird, daß die die Verfahrenshilfe genieß,ende 
Partei ihr,en RIechtsanwalt frei bestellt· habe. 
Damit wird auch dem Gedanken Rechnung ge­
tragen, daß ,fiS für 'eine Partei keinen Unterschied 
bewirk'en soll, ob ihr Gegner Verfahrenshilfe 
genießt. 

Eine weitere Knderung, die' diJesem Gedanken 
folgt, ist die Beseitigung des Aufrechnungs- und 
Einwendungsverbots, das der § 70 Abs. 2 vor­
sieht. Nach di,es'er B.estimmung darf der Gegner 
einer armen Partei gegen eirre Errtlohnungspflicht 
an den Rechtsanwalt einen obsiegten T,eil der 
strittigen Forderung an ,die arme Partei nicht 
aufrechnen, sondern muß die Entlohnung an den 
Rechtsanwalt zahlen und seine Forderung 
- möglicherweise mit gaingen Erfolgsaussich­
ten - hei der armen Partei eintreiben. Die Auf­
hebung der Bestimmung bewirkt nun, daß der 
Gegner der die Verfahrenshilfe genießenden Par­
tei in einem solchen Fall aufl1echnen kann. Da die 
Aufrechnung einer Zahlung gIeichsteht, hat die 
begünstigte Partei hierdurch Kosten :ersetzt be­
kommen; in dies,em Umfang hat der Rechts-
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anwalt nach dem entworfenen neuen § 16 Ab&. 2 tigkeit der Angaben des Verfahrenshilfew,erbers 
zweiter Satz RAO, der ebenfalls am 1. Dezem- haben soll, wird die Möglichkeit der Durchfüh­
ber 1973 in Kraft treten soll, einen Entlohnung;s- rung einer mündlichen V'erhandlung (die mit 
anspruch an seine Partei. der Verhandlung in der Sache verbunden werden 

Der Unterschied zur geltenden Regelung liegt 
also nur darin, daß die Gefahr der Uneinbring­
lichkeit nicht dem Gegner, sondern dem R'echts­
anwalt aufgelasnet wird. D<l!s erscheint sachgerecht, 
da der zur Verfahrenshilfe bestellte Rechtsanwalt 
für seine Tätigkeit im Sinn ,eines nleuen § 16 
Abs. 3 RAO (Pauschalvergütung an die Riechts­
anwaltschaft) entlohnt wird. 

Zum § 71 

Wie beim Armenrecht soll auch bei der Ver­
fahrenshilfe der Part,ei durch die ß.egünstigunglen 
des § 64 die Zahlung ·der dort angeführten Aus­
lagen und Aufwendungen nur gestundet werden. 
Sobald di,e Partei während oder nach Beendigung 
des Verfahrens zu finanziellen Mitteln kommt, 
ist sie zur ganz,en oder teilweis·en Rückzahlung 
zu verpflichten; dabei hat das Gericht weiterhin 
die Möglichkeit, auch eine ueilw,eise Erstattung 
oder eine Nachzahlung in Raten anzuordnen. 

Während diese Nachzahlungspflicht derzeit 
ohne zeitliche Begrenzung besteht, soll sie nach 
dem Entwurf nur noch für die Dauer von drei 
Jahren ab der B,eendigung des V,erfahrens be­
stehen; das Ausmaß dieser Frist ist dem gericht­
lichen Gebührenrechtentnommen (vgl. § 8 Ge­
richtliches Einbringungsges:etz 1962). Die den 
Rechtsanwälten für die Leistung der Verfahrens­
hilf.e gewährue Vergütung des Bundes erlaubt ,es 
auch, den allfälligen Entlohnungsanspruch des 
zur Verfahrenshilfe bestellt geWiesenen Riechts­
anwalts nach diesem Zeitraum erlöschen zu lassen. 

Die ·dem Begutachtungsverfahr,en zugdeitete 
Fassung ist um di!e Worte "und die noch nicht 
berichtigt sind" 'ergänzt worden. Dadurch soll 
etwa der Fall berücksichügt w,erden, daß die 
begünstigue Partei d~e Gebühr ,eines Sachver­
ständigen zu zahlen gehabt hätte, dies,e aber von 
ihrem unterlegenen Gegner bereits gezahlt wor­
den ist. 

Der Abs. 2 hält an der derzeitigen Staffelung 
(Rangordnung) fest und bezieht auch die ne­
stimmung des derzeitigen Abs. 3 ,ein. 

Zum § 72 

Der Abs. 1 bLeibt bei dem Grundsatz, daß 
über ·di.e V,erfahrenshilfe ohne mündliche Ver­
handlung zu entscheiden ist. Da aber der 'Prozeß­
gegner oft am besten weiß, wie es sich mit den 
Lebensumständen seines V,erfahrensg,egners ver­
hält und ihm deshalb ein stärk,er,er Einfluß auf 
die Entscheidung über die Verfahr,enshilfe ein­
geräumt werden soll, und da das Gericht dre 
Mögli'chkeit zu eingehend;er.er Prüfung der Rich-

kann) vorg,e,sehen. 

Der Abs. 2 bedeutet die wes.entlich'e Neuerung 
in di,esler Bestimmung, indem nun auch dem 
V,erfahremgegner aus den oben erwähnten Grün­
den ein Rekursrecht 'eingeräumt wir.d. Damit 
kann einer ErschLeichung der Verfahrenshilfe in 
vielen Fällen vorgebeugt werden. Daß mit einem 
solchen R,ekurs eine Verzögerung ",erbunden sein 
wird, ist unvermeidlich, muß aber in Kauf ge­
nommen werden. ;Eine Pflicht zur Begründung 
des bewilligenden Beschlusses ergibt lSich für das 
Gericht durch die Rekursmöglichkeit aUein noch 
nicht, sondern nur dann, w,enn der Gegner vor 
der Entscheidung gehört worden ist und s,ich 
g,egen die Bewilligung ausgesprochen hat (§ 428 
Abs. 1). Die Mehrbelastung der Gerichte durch 
diJe!>e Bestimmung dürfte sich daher in mäßigen 
Grenzen haInen, zumal da auch der Revisions­
rekurs in diesen Fällen ausgeschlossen werden soll 
(s. Z. 5) .. 

Der Abs. 2 zweiter Satz soll klarstellen, daß 
dem Prozjeßgegner die Rechte, dre Entziehung 
nach § 68 Abs. 2 zu beantrag,en und Rekurs zu 
erheben, nebeneinander zustehen. Dies ist not­
wendig, weil im Rekurs Neuerungen nicht vor­
gebracht werden düden und daher ein Rekurs 
nur Aussicht auf Erfolg hat, wenn das Gericht 
die Verfahrenshilfe beispielsweise auf mangel­
hafter Grundlage oder rechtsirrtümlich bewilligt 
hat; waren hingeg,en die vom Gericht angenom­
menen tatsächlichen Grundlag,en unvolLständig; 
so können die zur V'ervollständigung erforder­
lichen Neuerungen nur in einem Antrag nach 
§ 68 Abs. 2 vorgebracht werden. Der Prozeß­
gegner wird daher je nach der Sachlage die eine 
oder die andere Prozeßhandlung zu s,etzen haben 
oder auch heide verbinden können. 

Der Abs. 3 zweiter Satz wird gegettüber bisher 
auf aUe Beschlüsse über V'erfahrenshilfe erweitert, 
weil nun auch die G e w ä h'"[ u n g der V,er­
fahrenshilfe mit Rekurs angefochten werden 
kann und die Begünsügung di'eser Bestimmung 
in gleicher Weise auch dem Prozeßgegner zugute 
kommen soll. 

Zum § 73 

Die Bestimmung ist in ihr,em wesentlichen 
Gehalt unverändert. Die neue Fassung des Abs. 2 
soll nur - in Anlehnung an den § 464 Abs. 3 -
klarer ausdrücken, binnen welcher Fristen der 
Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe ge- , 
stellt und die Klage beantwortet werden muß. 

Die B,estellung des RIechtsanwalts ist im Zu­
sammenhalt mit dem ,entworf'enen neuen § 45 
RAO zu sehen. Hi,erbei ist die Bestellung des 
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Rechtsanwalts im Sinn des Abs. 2so zu ver­
suehen, daß in den FäHen, in denen eine "Um­
bestellung" vorgenommen werden mußte (weil 
der ursprüryglich bestellte Anwalt verhind~rt 
war, seine Tätigkeit zu entfalten), die Frist zur 
Klagebeantwortung mit der Zustellung des B,e­
scheides an den Rechtsanwalt beginnt, der tat­
sächlich tätig wird. 

Die Anordnung im letzten Satz 0011 es dem 
Gericht erleichtern, Beginn und Ende der Frist 
zur Kla~ebeantwortung zu beurteilen .. 

Zur Z.3 

Zum § 464 

Der Abs. 3 bestimmt nun, daß der Beginn des 
Laufes der RechtsmittJelfr~st auch die Zustellung 
einer Urteilsausfertigung an den Rlechtsanwalt 
voraussetzt. Diese Regelung soll die Vertretung 
durch den Rechnsanwalt wirksamer gestalten, 
da bisher erfahrungsgemäß ein Teil der Rechts­
mitrelfrist bereits verstrichen war, bi,s der Rechts­
anwalt in den Besitz des anzufechtenden Urteils 
gelangt ist. Die Zustellung der UrteilsausEerti­
gung, die dem Gericht damit aufgetragen wird, 
wird ohne besonderen Mehraufwand möglich 
sein, weil einers.eins in ·der Regel die Partei ohne­
dies schon Verfahrenshilfie genießt und daher die 
Notwendigkeit der Beigebung eines Rechtsan­
walts für das Berufungsverfahren voraussehbar 
ist, so daß vorsorglich eine zusätzliche Urteils­
ausfertigung hergestellt werden kann, und ande­
rel1Seits der Besch'eid über die Bestellung des 
Rechtsanwalt", oh_IlIedies durch das Gericht zu~e­
stellt werden soll, sodaß beide Geschäftsstücke 
gemeinsam abgefertigt we.rden können. 

Die Bestimmung, daß der Bescheid über die 
B'estellung des Rechtsanwalts durch das Gericht 

. zuzustellen ist, soll es dem Gericht erleichtern, 
Beginn und Ende der Berufungsfrist zu beur­
teilen. 

Einer im Begutachtungsverfahren gemachtlen 
Anregung, eine ähnliche Bestimmung auch für 
die Erhebung eines Rekur.ses zu schaffen, ist nicht 
gefolgt worden, weil die Partei im Verfahren vor 
dem Gerichtshof in der R,egel ohnedies durch 
einen Rechtsanwalt vertreten ist und im bezirks­
gerichtlichen Verfahren die nicht anwaltlich ver­
tretene Par_tei den Rekurs mündlich zu Protokoll 
anbringen kann (§ 520 Abs. 1 letzter Satz). 

Zur Z.4 

Zum § 522 

Im Hinblick auf die stärkere Bereiligung des 
Verfahrensgegl1lers, vor allem auf sein Rekurs­
r,echt, soll das Gericht einem ~chtsmittlel gegen 
die Verweigerung oder Entziehung der Verfah­
renshilfe sowie geg,en die Weigerung, . der Partei 
einen Rechtsanwalt beizugeben, nicht mehr S'el~st 

stattgeben dürfen, wenn es seine Entscheidung 
auf Grund ·eines zweiseiti~en Verfahrens ~efällt 
hat. Die ersten Fälle des § 522 solLen daher ge­
striChen werden. Der Richter kann damit einem 
Rechtsmittel der Partei nur noch nach der all­
gemeinen Regel d,es letzten FaUes des § 522 
selbst stattgeben, wenn er s'eine abweisende Ent­
scheidung ohne Anhörung dies Gegners g.efällt hat. 

Zur Z.5 
Zum § 528 

Da die B.eschlüs5e über Verfahrenshilfe den 
Beschlüss'en über den Kostlenpunkt und über 
Gebühren der Sachverständig,en gleichzuhalten 
sind, soweit sie nicht ohnedies zu diesen gehören, 
soll auch gegen sie derRJekurs an den OGH nicht 
zuläs5ig sein. Bi5her konnte der OGH deshalb 
kaum angeruf'en werden, weil die erste Regel 
des § 528 Platz griff, wenn beide Unterin"'tanzen 
das Armenrecht' abgelehnt haben, und d~e des 
§ 72 Abs. 2, wenn eine ·der beiden Unterinstanzen 
das Armemecht bewilligt hatte. 

Zum Art.1II 

Zur Z.1 

Zum § 41 StPO 

Die Beigebung eines Vierveidigers, dessen Ko­
sten der Beschuldigte (Angeklagte) nicht zu 
tragen hat, ist, ähnlich wi,e die Beigebung eines 
Rechtsanwalts zur Verfahrenshilfe an zwei Grup­
pen von Voraus,setzungen geknüpft, deren eine 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Beschuldig­
Den (AngeklagtJen) betrifft und deren andere sich 
auf das Verfahlien bezieht. Es bedarf keiner 
näheren Erläuterung, daß die verfahrensbezoge­
neu Voraussetzungen im Zivil verfahren und im 
Strafverfahren andel'e sein müssen. Dre Kenn­
Z'eichen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Be­
schuldigten (Angeklagten), die zur unentgelt­
lichen Beigebung eines Verteidigers führen kön­
nen, sonen dageg.en in überleinstimmung mit 
den Bestimmungen der ZPO gefaßt werden. 

Die Bestimmung, wonach das Gericht nach den 
ihm bekannten Verhältnissen des B,eschuldigten 
(Angeklagten). über die B1eigebung ,eines Armen­
verteidig,er,s zuentsmeiden hat, könnte dahin 
mißverstanden werden, daß die Vermögensver­
hältniss'e vom Verfahrens anfang an dem Gericht 
bekannt und klar sein müssen und es dem 
Gericht ",erwehrt wäre, Erhebu~gen über die 
Gewährung der V,erfahr,enshilfe durchzuführen. 
Aus diesem Grund wurde die Wendung "nach 
seinen dem Gericht bekannten Verhältnissen" 
weggelassen: das Gericht .soll, wenn es im Einzel­
fall notw,endig ,erscheint, Erhebungen üb'er die 
V'ermögenslag,e durchführen; es bleibt dabei dem 
Gericht überlassen, ,ein Vermögensbekenntnis des 
B.eschuldigten (Ang,eklagten) nach dem zu schaf­
fenden Formblatt zu verwerten. 
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Während das geltende Strafverfahpensrecht dre 
Beigebungeines ArmenV'ertreters nur für be­
stimmte Prüzeßhandlungen zuläßt, will der Ent­
wurf darüber hinaus die unentgeltliche Bei­
gebung eil1Jes Vert;eidigers vünehen, wenn diese 
Beigebung "im Intepesse der Rechtspflege, vür 
aUem im IntJeresse einer zweckentsprechenden 
Verteidigung erfürderlich" ist. Diese Gesetzes­
änderung wird durch den Art. 6 Abs. 3 Buch­
stabe c MRK nahegelegt, der auf das "Interesse 
der Rechtspflege" an einer Verteidigung abstellt. 
Es kann nämlich nicht ausgeschlüssen werden, daß 
auch außerhalb der nach wue vqr im § 41 Abs. 2 
StPO gesündert anzuführenden einzell1Jen Prü­
zeßhandlungen 'ein Interesse der Rechtspflege 
da'1"an besteht, daß denBeschuldigte (Angeklagte) 
nicht unvertreten. ist. 

Anders als die der~eitirlen zivil prozessualen 
Bestimmung.en, lSieht d~e geltende Snrafprüzeß­
ürdnung die Be s tell u n g der Verteidiger 
nach § 41 Abs. 2 und 3 StPO durch das Gericht 
und nur, süweit Rechtsanwälte mit der Verteidi­
gung betraut werden süllen, die B ,e n e n nun g 
durch due Rechtsanwaltskammer vür. Einerseits 
in Angleichung an die zivilverfah1"ensrechtliche 
RlCgelung, andererseits zur Herstellung eines 
verfassunr/Srechtlich einwandfreien Zustandes süll 
das Strafrlericht künftig nur nüch die Be i­
g e b u n g eines Verteidigers beschließen und, 
wie zum § 42 StPO nüch ausgeführt werden 
wird, die B e s tell u n gdem Ausschuß der 
Rechtsanwaltskammer überlassen. 

Der letzte Satz des § 41 Abs. 2 StPO in der 
geltenden Fassung sieht ,einen V,erteidigerwechsel 
für den 'Fall vür, daß der Gerichtstag zur Ent­
scheidunK über ein Rechtsmittel an einem ande­
ren Ort abgehalten wird als dem, an dem bis 
dahin das Verfahren vür sich ging. Im Hinblick 
auf eine für alle Verfahl"ensarten geltende B,e­
stimmung dieser Art in der RAO (§ 45 Abs. 3), 
die untier einem vürgeschlag.en wird, ist ·der 
letzte Satz im § 41 Abs. 2 StPO als entbehrlich 
ge~trichen würden. 

Zur Z.2 

Zu den §§ 42, 43 StPO 

Wie schün zum § 41 StPO erwähnt, Süll das 
Gericht künftig nur nüch die Beigebung eines 
Verneidigers nach § 41 Abs: 2 üder 3 SyPO be­
schließen und davün den Ausschuß der'nach dem 
Sitz des Gerichtes zuständigen Rechtsanwalts­
kammer benachrichtigen, damit der Ausschuß 
einten R·echtsanwalt bestelle. Damit sind die Auf­
gabenhereich,e zwischen Strafgericht und Rechts­
anwaltISkammer eindeutig und in verfassungs­
rechtlich unbedenklicher Weise vüneinander ge-

trennt. Für dies,e Lö~ung sprechen aber auch 
praküsch,e Erwägunrlen.Es kann nämlich vor­
kümmen, daß z. B. W'e~n plötzlicher Erkrankung 
eines Verteidigers unverzüglich .ein anderer 
Rechtsanwalt zum Vertleidiger bestellt werden 
muß. Wenn sich der Ausschuß ,der Rechtsan­
waltskammer erst an das Gericht wenden müßte, 
um einen ent;sppechenden Bestellungsbeschluß zu 
erreichen, könnte der B,eschuldigte (Anrleklagte) 
vorühergehend unv,ertreten sein. 

Verneidiger, der,en Kost'en der Beschuldigte 
(Angeklagte) nicht zu el1setzen hat, süllen nur 
nüch Rechtsanwälte ~ein. In seinem ,schün mehr­
fach bezügenen Erkenntnis hlt ,der Verfa~unr/S­
gerichtshüf festgestellt, daß die Heranziehung 
von Rechwanwält'en zu Tätigkeiten ohne Hünü­
raranspruch v·erfassungswidrig sei. Nun kann 
gewiß auch eine Pauschalvergütung den Grun,d­
satz der Entgeltlichkeit wahpen und, da di'e 
Rechtsanwälte eine Intellessenvertr,etung in Ge­
stalt einer öffentlich-rechtlich~n Körperschaft 
haben, kann dieser die Pauschalv,ergütung zu­
fließen. Die sogenannten "Nur-Verteidiger", also. 
Verteidiger im Sinn des § 39 StPO, die nicht 
Rechtsanwälte sind, haben eine derartige Inter­
essenvertretung aber nicht. Eine pauschale Ab­
geltung ihrer Tätigkeit als Verteidiger ist daher 
nicht möglich. Deshalb sollen sie künftig nicht 
mehr als Verteidiger ohne Honüraranspruch 
herangezügen werden. 

Nach § 43 Ahs. 2 StPO in der geltenden Fas­
sung können in dringenden Fällen oder zur 
Entlastung des Rechtsanwaltsstandes von den 
Vürstehern der Strafgerichtle GerichtJspersonen, 
die zum Richteram,t befähigt sind, auch gegen 
ihren Willen zu Verteidigern bestellt werden. 
Da ihnen gegenüber das Prinzip der Entgeltlich­
keit ebensüwenig wie bei .den "Nur-V'erteidigern" 
gewahrt werden kann, andererseits aber in den 
Fällen vün Gefahr im Verzug nicht auf die 
Heranziehung dieser süfürt verfügbaren P'JeI1Sü­
nen verzichtet werden kann, sieht der Entwurf 
vür, daß sie nur nüch mit ihrer Zustimmung, :die 
hier auch einen Verzicht auf ein Enq~elt da~­
stellt, zu Verteidigern bestJellt werden können. 
Der nicht nähe,r determinierte Zweck einer sül­
chen Heranziehung,di,e "Entlastung des Recht!s­
anwaltstandes", süll entfallen, da d~e Gerichte 
üft nicht in der Lage sein werden festzustellen, 
inwieweit die einer bestimmten Recht'sanwalts­
kammer zugehörigen Rechtsanwält'e einer sülchen 
Entlastung bedür~en. 

Zur Z.3 

Zum § 45 a StPO 

In übereinstimmung mit dem gLeichzeitig vür­
geschlagenen nellen § 2 RAO,der als Vüraus­
setzung der Ausübung der R.echtsanwaltschaft 

846 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 17 von 32

www.parlament.gv.at



18 846 der Beilagen 

blüß eine neunmünatige und nicht mehr eine 
einjährige Gerichtspraxis vürsieht, Süll auch nach 
§ 45 a StPO schün ,eine neunmünatige Gerichts­
praxis süwieeine achtzehnmünatige praktische 
V'erwendung bei einem Rechtsanwalt zur Zu­
lassung als Vierteidiger vür dem Schöffengericht 
berechtigen. 

Zu den Z. 4 bis 9 und 11 

Zu den §§ 220, 236, 286, 348, 393, 394, 488 StPO 
Die grundlegenden Änderungen im Bereich der 

§§ 41 und 42 StPO sind bei der Neufassung der 
angeführten Bestimmungen zu berücksichtigen. 
Eine 5achliche Änderung ist bei dies.en Bestim­
mungen nicht nötig. 

Zur Z.lO 

Zum § 452 StPO 

Herrschender Ansicht zufülge kann heute im 
bezirks~erichtlichen Verfahren keinem Beschul-

,digten ein Armenve.rtreter beigegeben werden; 
die Fassung des Ges'etzes ist aber nicht vüll­
kümmen deutlich. B,ei der an sich nütwendigen 
Neufassung der Z. 8 im § 452 StPO kann die 
wünschenswerte Deutlichkeit 'erreicht werden. 
Die Erwähnung ,der Verteidiger nach § 41 Abs. 3 
StPO ist nichterfürd:erlich, da die VürausSietzun­
gen einer Pflichtverteidigung im bezirksg!ericht­
lich,en V,erfahren nicht eintr,eten können. 

Zum Art. IV 

Der § 38 Ahs. 1 JGG. 1961 ist der Neuürdnung 
im Bereich des § 41 Abs. 2, und 3 StPO anzu­
passen. 

Auf Grund eines E~suchens des Osterreichi­
schen Rechtsanwaltskammertags wurde ~eprüft, 
üb in den § 38 Abs. 1 JGG. 1961 ein Hinweis 
aufgenümmen w,erden Süll, daß die unentg.eltliche 
Beigebung ,eines Vierteidi~rs dann ausgleschlüssen 
ist, wenn zwar nicht der BeschuIdigte (Ange­
klagte), Wühl aber der ihm geg,enüber Unte,rhaltJs­
pflichtige über entsprechende Mittel verfügt. 
Der Rechtsanwahskammerta-g wi1es nämlich dar­
auf hin, daß üft Jugendlichen ein unentgeltlicher 
Vierteidiger beigegeben würde, übwühl ihre Ehern 
üder andere Unterhaltlspflichtige in guten wirt­
schaftlichen Verhältnissen lebten. 

Der Entwurf schlägt eine gesetzliche Änderung 
in diesem Zusammenhang nie h t vür. Er geht 
nämlich davün aus, daß 'es schün nach geltendem 
Recht zu den Unterhaltspflichten gehört, ge­
gebenenfalls auch die Küsten einer' Verteidigung 
des Unterhaltsberechtigten zu tragen, und daß 
das Gericht, wenn es prüft, üb die Vo.raUSiS,etzun­
gen des § 41 Abs. 2 StPO vorliegen, daher auch 
darauf Bedacht nehmen muß, üb der Beschul-

digte (Angeklagte) die Küsten der Verteidigung 
im Rahmen seiner Unterhalts ansprüche ersetzt 
bekümmen kann. 

Zum Art. V 

D~eser Artikel bringt keine sachlichen Ände­
rungen, sündern paßt die in Betracht kümmen­
den Bestimmungen des Verwaltungs~erichtshüf­
ges;etzes an die neuen B'estimmungen der Ver-
fahrenshilfe an. ' 

Zum Art. VI 

Dieser Artikel paßt den § 79 A VG 1950 an 
den neu vürgeschlag,efllen § 63 ZPO an. 

Zum Art. 'VII 

Die Ersetzung der bisher verwendet'en Be­
griffe macht es nütwendig, dafür Sür~e zu tragen, 
daß diese in anderen R'echtsvül1schrift'en vür­
kümmenden Begriffe ihren neuen Sinngehah er­
halten. 

Die in zwis,chenstaatlichen Vereinbarungen ent­
haltenen Begriff,e können nicht einseitig geändert 
werden; es bedarf daher einer Vürschrift, daß 
sie mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes im 
neuen Sinn zu verstJehen sind. 

Zum Art. VIII 

Zum § 1 

Er bestimmt neben dem Zeitpunkt des Inkraft­
tr,etens die Aufhebung derjenigen VürschriftJen, 
die durch die Neul"egelung überflüssig werden. 

Zum § 2 

Viele zweiseitige und mehrseitige zwischen­
staatliche übereinkommen bestimmen, daß einem 
Auslände,r Verfahrenshilfe (üder ,eine vergleich­
bare Begünstigung) ~ewährt wird, süfern ,er ,ein 
Zeugnis über seine VIermögensverhältnisse vür­
legt, das vün einer Behörde ausgestellt oder be­
stätigt s,ein muß. Die neuen Bestimmungen über 
die VIerfahrenshilfe sehen nun die Ausstlellung 
eines sülchten Zeugnis~es nicht mehr vür. 

Falls ein Ausländer in österr:eich Verfahf'ens­
hilf'e erlangen will, wird das kaum Schwierig­
keiten veruDsachen. Es~enügt ja die Vürlage 
eines vün ihm sdbst ausgestellten Vermögens­
bekenntnisses. Es widerspricht Wühl dem Völker­
recht nicht, die Gewährung der Verfahrenshilfe 
an geringere Voraussetzungen zu knüpfen, als 
sie im Völkerrecht vorgesehen sind. Sü110e dem 
Ausländer, der über ein behördliches Zeugnis 
über seiile V,ermögensverhältnisse verfügt, aus 
irgendeinem Grund die Vürlegung ,eines Ver­
mögensbekenntnisses nicht üder nur schwer 
möglich sein, so. könntle die Verfahrenshilfe Wühl 
auch auf Grund eines sülchen Zeugnisses be-
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willigt werden, wenn ,es die erforderlichen An­
gaben enthält, da der Art. VII Abs. 3 dieses Bun­
desgesetzes ganz allgemein die entsprechende An­
wendung sDlcher völkerrechtlicher Verträge 1m 
Rahmen der neuen Regelung vDrsieht. 

Es könnte jedDch umgekehrt für einen Öster­
reicher eine unbillige Erschwerung seiner Rechts­
verfDlgung im Ausland bedeuten, w,enn er ein 
sDlches behördliches Zeugnis in österreich man­
gels einer gesetzlichen Grundlage nicht erhält, je­
dDch der Staat, in dem das Verfahren läuft Dder 
laufen sDll, als VDrauss,etzung für die Gewährung 
VDn Verfahren!>hilfe ein sDlches behördlich'e5 
Zeugnis verlangt. Für sDlche Fälle wird daher 
vDrg;esehen, daß wei~erhin ein dem bisherigen 
Armenrechtszeugnis entsprechendes Zeugnis aus­
zustellen ist. 

Die Fassung der Bestimmung ist so. weit, ,daß 
sie auch für Au~länder mit gewöhnlichem Auf~ 
enthalt in österreich (Dder mit blDß vDrüber­
gehendem Aufenthalt, wenn sie nirgends einen 
gewöhnlichen Auf.enthalt haben) gilt, und auch 
in Beziehung zu Staaten, mit denen zwar keine 
vertragliche Bindung besteht, die aber öster­
reichern auf _ Grund 'eines 'entsprechenden Zeug­
nisses Verfahrenshilfe gewähren. 

Die Zuständigkeit zur Ausstellung des Zeug­
nisses soll der Gemeinde übertragen werden, da 
sie die Vermögensverhältnissedes Zeugniswer­
bers am ehesten zu beurteilen vermag. Das ent­
spricht auch der bisherigen Regelung nach der 

Wenn auch im V.erfahren auß,er Str,eitsachen 
grundsätzlich kein Anwaltszwang herrscht (§ 5 
erster Satz AußStrG), so. sind heute dDch in 
dieSlern Verfahl"en Dft Angelegenheiten VDn sDl­
cher tatsächlicher und ,11echtlicher Schwierigkeit 
zu entscheiden, daß die Beiziehung eines Rechts­
anwalts 'erfDrderlich sein kann; für die Zukunft 
ist eine weitere Zunahme sDlcher Verfahren zu 
erwarten. Daimstl1eitig,en V'erfahren die Bei­
gebung eines Rechtsanwalts auch ,dann vDrge­
sehen ist, w,enn kein Anwaltszwang herrscht 
(derzeit § 66 Abs. 1 letzt,er Satz ZPO; § 64 
Abs .. 1 Z.3 ZPO i. d. F. die~es Bundesg,esetzes), 
sDll auch im V,erfahren auße'r Streitsachen für 
sDlchlC Ausnahmsfälle ,die Heigebung,eines Rechts­
anwalts möglich sein. 

Der Entwurf sieht daher die allgemeine über­
nahme der Regeln der ZPO über die Verfahrens­
hilfe für da,s V,erfahl1en außer Streitsachen VDr. 

Für das ExekutiDnsverfahrenist ,eine sDlche 
Regelung nicht erfDrderlich, da ,sie bel'1eits im 
§ 78 EO mit der allgemeinen übernahme unter 
anderem des ganzen ers'ten Abschnitts des ersuen 
Teiles der ZPO enthaltlen ist. 

Der Abs. 2 süll VDr aUem klarstellen, daß der 
§ 8 Abs. 2 GJGebG unberührt bleibt, daß al,sD 
beispielsweise im Grundbuchsverfahren keine Be­
freiung VDn der Eintragungsgebühr in Betracht 
kDmmt. 

Zum § 4 

im § 1 Abs. 2 Z. 1 erwähnten VerDrdnung; Er enthält die erfo.rderliche übe,rgangsregelung. 
eine w,eitere B,estätigung durch die B,ezirksver- Die Frage, Db gegen einen innerhalb VDn 14 
waltungsbehörde scheint entbehrlich. Es handelt Tagen VDr Inkrafttreten dieses Bundesgesetz.es 
sich um den übertragenen Wirkungsbereich der erlassenen Beschluß, mit dem einer Partei:das 
Gemeinde, weil keine Angelegenheit im Sinn Armenrecht bewilligt wDrden ist, nun der Rekurs 
des Art. 118 Abs. 2 iB-VG vorl~egt. Für das zulä,ssig wäre (vgl. § 72 Ahs. 2 ZPO i. d. F. dies'es 
Zeugnis kann aUenfalls das nach § 66 Abs. 1 I Bundesg,esetzes), bedarf keiner ausdrücklichen 
erster Satz ZPO aufzuleg,ende Formblatt v,er- Regelung. Die Unzulässigkeit eines 'sDlchen Re­
wendet werden. Die Belastung der Gemeinden kurses ergibt sich schDn aus der Erwägung, ,daß 
durch die Ausstellung sülcher Zeugnisse dürfte ein derartiger Boeschluß mangeI.s Anf.echtungs­
nicht groß sein; sie wird jedenfalls nur möglichkeit im Zeitpunkt 'seiner Erlassung bei 
einen überaus g;eringen Bruchteil der B.elastung Inkrafttr,euen dieses Bundesgesetzes bereits in 
ausmachen, ~ie der:z;eit mit der ,Ausstellung VDn Rechtskraft erwachs'en ist, die Zulassung eines 
Armenrechtszeugni:ssen verbunden i'st. Rekurses dagegen daher eine Rückwirkung die­

Zum § 3 

Für das Verfahren außer Streitsachen sehen 
derzeit der § 8 GJGebG und der § 90 Abs. 2 
GOG und, darauf fußend, der § 190 GeD. nur 
bestimmt,e Begünstigungen für eine arme Par,tei 
VDr, w~e d~e Bdreiung VDn Iden Gerichtsgebühren 
und die Möglichk'eit der Bestellung eines Armen­
vertreters für den DistanzprDzeß. Ihr,e ungün­
stig,e Vermögenslag,e gibt der Partei aber keinen 
Anspruch auf d~e Befreiung VDn SachveI'ständi­
genkDsten und die vDrläufi'g unenq:~eltliche Bei­
gebung eilles Rechtsanwalts. 

ses Bunde~gesetzes bedeuten würde, die aus­
drücklich angeDrdnet werden müßte. 

Zum § 5 

Während die im § 1 Abs. 2 Z. 1 erwähnte Ver­
o.rdnung VDn den Ministern der Justiz, des 
Innern und der Finan:z;en gemeinsam erlassen 
wDrden war, süll die Vüllziehung des § 2 dem 
Bundesminister für Inneres allein überlas'sen wer­
den, weil dalS nach dieser Bestimmung auszu­
stellende Zeugnis für das Inland, besDnders für 
die öst,erreichischen Gerichte, keine Bedeutung 
hat. 
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ANHANG 

Gegenüberstellung der gesetzlichen Bestimmungen in der geltenden und In der Fassung 
des Entwurfes 

Geltende Fassung Entwurf 

Einführungsgesetz zur Zivilprozeßordnung 

Art. XXXIII. Der für eine arme Partei gemäß Wird auf~ehoben. 
§ 64 Z. 3 ZPO besliellte lliechtSianwalt kann, wenn 
die ihm übertragene ~echtsvlerfolgung oder 
Rechtsverteia.igung mutwillig oder aussichtslos 
erscheint, beim Prozeßgerichte erster Ip.stanz um 
seine Enthebung von der Vertretung ansuchen. 
Das Gericht lentsch,eidet hierüber nach Anhörung 
der a,rmen Pa'rtei durch lB:eschluß. Die arme Partei 
kann einen Rekurs gegen dies,en Beschluß auch 
bei Gerichtshöfen mündlich zu Protokoll anbrin-
gen. 

Sofern in der fraglichen Rechtssache die Ver­
tretunß durch Rechti>anwälte durch das Gesetz 
geboten ist, edischt mit rechtskräftiger Bewilli­
gillng der Enthebung a.uch das gewährte Armen­
recht. 

Zivilprozeßordnung 

§ 31 Abs. 3 zweilier Satz 

Das Erfordernis der Rechtsanwaltsprüfung 
kann auf Ansuchen eines RechlisanwaLtes vom 
Ausschusse der Rechlisanwalt~kammer aus rück­
sich1tswürdigen Gründen solch-en bei ihm in V,er­
wendung stehenden Rechtsanwaltsanwärtern er­
lass'en Wiemen, die an einer inländischen UniVier­
sität den juridischen Doktorgrad erlangt haben 
und mindestens eine ,einjährige, teiLs bei einem 
Gerichtshof erster Instanz, teiIs bei einem Be­
zirksgerichte vollstreckte, zivil- und strafgel1icht­
liche Praxis und ,eine zWleijähr~ge P,raxis bei einem 
Rechts/anwalt oder blei der FinanzprokuraJtur 
nachzuweisen vermög,en. 

Siebenter Titel. 

Armenrecht. 

§ 63. Wer außerstande ist, ohne Beeinträch;ti­
gung des für ihn und seine Famil:ie erforderlichen 
notdürftigen Unt-erhaltes die Kosten einer Pro­
zeßführung zu bestreiten, hat auf d~e B:ewiHi­
gung des Armenr,echtes Anspruch, wenn die beab­
sichtigte R,echtsVierfolgung oder Rechtsverteidi­
gung nicht als oflienbar mutwillig oder aussichts­
los erscheint (arme Pa11tei). Als mutWlillig ist die 
Rechtsverfolgung inshesondere anzusehen, wenn 
eine nicht das Armenrecht beam;pruchende P:lir­
tei bei verständig,er Würdigung alter Umstände 
des Falles, insbesondere auch der für die Bintrei­
bung ihres Anspruch,es bestehenden Aussichten, 
von 'einer Prozeßführungabsehen oder nur einen 
Teil des Anspruches -geltend machien würde. 

§ 31 Abs. 3 zweiter Satz 

Das Erfordernis der Rechtsanwaltsprüfung 
kann auf Ansuchen eines Rechtsanwaltes vom 
Ausschu!)se der Rechesanwaltskammer aus rück­
sichtswürdigen Gründen solchen hei ihm in V'er­
wendung stehenden R'echtsanwaltsanwärtern ler­
lassen werden, rue an einer inländischen Univler­
sität den juridischlen Doktorgrad erlangt haben 
unq mindestens ,eine neunmonatige, teils bei 
e~nem GerichtlShof erSlter Instanz, teils bei ,einem 
Bezirksgerichte vollstreckte, zivil- und strafge­
richtliche Praxis und ,eine achtzehnmonatige Pra­
xis bei einem Rechtsanwalt oder bei der Finanz­
prokuratur nachzuweisen vermögen. 

Siebenter Titel 

Verfahrenshilfe 

§ 63. Verfahrenshilfe ist ,einer Partei \So weit 
zu bewilligen, als sie außerstande ist, die Kosten 
der Führung des Verfahrens ohne Beeinträchti­
gung des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, 
und die beabsichtigte RJechtsVicrfoIgung oder 
Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig 
oder aussichl)slos erscheint. Als notwendiger 
Unterhalt ist derjenige Unterhalt anzusehen, den 
die Partei für sich und ihre Familie, für deren 
Unterhalt sie zu sorgen hat, zu ,einer einfachen 
Lebensführung henötigt. Als mutwillig ist die 
Rechosverfolgung besonders anzusehen, wenn 
eine nicht die Verfahrenshilfe beanspruchende 
Partei bei verständiger Würdigung aller Um­
stände des Falles, besonders auch der für die Ein-
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Geltende Fassung 

Ausländern wird dieses Recht nur unter der 
Voraussetznmg der Gegenseitigkeit gewährt. Ist 
die Einhaltung der Gegenseitigkeit zweifrell;taft, 
so ist darüber ,die Erklärung des Justizminist,ers 
einzuh01en .. Dieselbe ist für das Gericht bindend. 

Einem Staatenlosen kann das Armenrecht ge­
währt werden, wenn 'es ,ihm als Inländer zu 
gewähren wäre. Einer Partei kraft Amtes kann 
be,i Vorliegen ,der im Abs. 1 bezeichneten Vor­
aus,setzungen das Armenrecht bewilLigt werden, 
wenn die zur Führung des Prozesses erforder­
lichen Mittel weder aus ,der verwalteten Ver­
mögensmassre noch von den an der Führung des 
Proz,esses -wirtJschaftlich Beteiligten auf~ebracht 
werden können. 

Einer inländischen juri:stischen P1erson kann bei 
Vodiegen der im Abs. 1 bezeichneten Voraus­
setzungen das Armenrecht hewiHigt werden, wenn 
die zur Führung des Prozesses erforderlichen 
Mittel weder von ihr noch von den an der 
Führung des Proz,esses wiruchaftlich Beteiligten 
aufgebracht werden können und die Unterlas­
sung der RJechtsverfolgung oder RJechtsverteid>i-

. gung allgemeinen Inter;essen zuwiderlaufen würde. 

§ 64. Durch die BewiUigung des Armenl1echtes 
erlangt die Partei für ,den bestimmten Prozeß: 

1. die einstweillige Befreiung von den aus An­
laß des Rechtsstreites zu ,entrichtenden Stempeln 
und anderen StaatJsgebühren; 

Entwurf 

treibung ihres Anspruchs bestehenden Aussich­
ten, von der Führung des Verfahrens ahsehen 
oder nur einen Teil des Anspruchs geltend 
machen würde. 

Einer juristischen Person oder einem sonstigen 
parteifähigen Gebilde ~st ,die V,erfahrenshilf·e zu 
bewilligen, wenn die zur Führung des Verfah1"ens 
erforderlichen Mittel weder von ihr '(ihm) noch 
von den an der Führung des Ve-rfahl1ens wirt­
schaftlich Beteiligten aufgebracht werden können 
und die beabsichtigte RJechtsv.erfolgung oder 
RechtsV'erteidigung nicht als offenbar mutwillig 
oder ausisich,tslos ersch,eint; das gleiche gilt für 
ein hehördlich bestellt'es Organ oder einen gesetz­
lichen v,ertreter, die für ,eine Vermögensmasse 
auft11eten, wenn die zur Führung des Verfahrens 
erforderlichen Mittel weder aus der Vermög,ens­
mass'e noch von den an der Führung des Ver­
fahrens wirtschaftlich Beteiligten aufgebracht 
werden können. 

Einer ausländ~chen Partei darf di'e Verfah­
l1enshilfe nur unter der Voraussetzung der Gegen­
seitigkei,t g,ewährt werden, soweit nicht ,durch 
Staatsverträge etwas andel"es festgesetzt ist. Ist 
die Einhaltung der Gegenseitigkeit zweifelhaft, 
so ist darüber die Auskunft des Bundesministers 
für Justiz einzuholen. Staatenlose stehen Inlän­
dern gleich. 

Di,e B,estimmungen über die Vrerfahrenshilfe 
gelten auch für den Nebeninterv,enienten. 

§ 64. Die Verfahl"enshilfe kann für einen be­
stimmten Rechtsstl"eit und ,ein 'spätestens inner­
halb eines Jahres nach Abschluß des RJechtsstreits 
eingeleitetes VoHstreckungsverfahren, die folgen­
den Begünstigungen umfassen: 

1. die einstweilige Bdreiung von der Entrich-
2. die Befreiung von .der Sich,erh'eitslei~tung tung 

für die Pmzeßkosten; a) der Gerichtsgebühren, . Austel1ügung,skost<en 
und anderen bundesges'etzlich geregelten 
staatlichen Gebühren; 

3. sofern in der R:echtssache die Vertretung 
durch Rechtsanwälte durch das Gesetz geboten 
ist, das Recht, zu begehl1en, daß für sie zur vor­
läufig unentgeltlichen Wahrung ihl"er Rechte ,ein 
Rechtsanwalt bestellt wendie: dieser bedarf keiner 
Vollmacht der .armen Partei, jedoch ,ihrer Zustim­
mung zur Abgahe leines Anerkenntnisses, leines 
Verzichtes oder zum Abschluß ,eines V,er'gleiches; 

4. wenn in einer Rechtssache, für w.elche die 
VertI1etung durch Rechtsanwälte gesetzlich nicht 
geboten ist, die Klag,e bei einem Gerichte außer­
halb des Wohnsitzes oder ständigen Aufenthaltes 
der armen Partei angebracht werden muß, die 
Bdugnis, die Klage bei dem Bezirksgericht ihl1es 
Wohnsitzes oder ständigen Aufenthaltes zu Pro­
tokoll zu erkläflen, und ,da's Recht, zu begehl'len, 
daß di:eses Pro.tokoll dem Prozeß~erichte über­
sendet, und daß von diesem für die arme Partei 

b) der Kosten von Amtshandlung,en außer­
halb des Gerichtes; 

c) der Gebühr,en der Zeugen, Sachverständi­
gen, Dolmetlscher, übersetz,er und Beisitzer; 

d) der Kosten der notwendigen Verlautbarun­
gen; 

e) der Kosten leines Kurators,dile die Partei 
nach § 10 zu best11eiten hätte; 

f) der notwendig,en Barauslagen, die von dem 
vom Gericht bestellten gesetzlichen Ve,r­
treter oder von ;dem der Pa'rtei beigegebe­
nen Rechtsanwalt oder Vertreter gemacht 
worden sind; die unter den Buchstaben b 
bis e und die unter diesem Buchstaben ge­
nannten Kosten, Gebühren und Auslagen 
werden vorläufig aus Amtsgeldern be­
richtigt; 
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Geltende Fassung. 

zur unentgeltlichen Wahrung ihl1er R,echte bei 
der mündlichen V,erhandlungein V,ertreter be­
stellt werde; mit dieser v,ertretung sind aktive 
oder in den Ruhe~tand v,ersetzte Beamte der 
Staatsanwalt,schaft oder des Gerichnes zu betrauen; 

5. die e~nstweilige Beheiung von der Bezah­
lung der Kosten von Amnshandlungen außerhalb 
des Gerichtes, der Gebühren der Zeugen, Sach­
verständig,en, Dolmetsch:e und Beisitzer, cl,er 
Kosten der no,twendigen V,erhutbarungen, der 
Pos1l!~ebühl'en für Sendungen der Gerichte an 
die arme Pa'rtei, der Postgebühnen, die die arme 
P,aneti ,dem Gerichte zu ers,etz,en hät.te, und der 
notwend~gen baren Auslagen, d~e von dem durch 
das Gericht bes,nellten ge~etzlichen Ventreter oder 
von dem der armen Partei heigeg,ebenen Rechns­
anwalt oder Vertreter gemacht wUI1den. Diese 
Beträge werden vorläufig aus AmtsgeLdern be-
richtigt. . 

Die Befreiungen und Rechte nach Abs. 1 tretJen, 
wenn das Armenrecht bewiHigt wird, mit dem 
Tag ein, an dem das Armenl'echuszeugnis (§ 65) 
dem Gerichte vorgelegt wurde. 

§ 65. Das Gesuch um IBewill~gung des Armen­
r,echtes ist bei dem in erster Instanz zuständig,en 
Prozeßgerichte schriftlich oder zu Protokoll ,an­
zubringen. Fall~ die arme Partei ,ihren Wohn~itz 
oder <'itän&g,en Aufenthalt nicht im Sprengel des 
P'roz,eßg,erichtes hat, kann sie ,das Gesuch um 
Bewilligung des Armenrechtes bei dem Bezirks­
gerichte ihr,es Wohnsitzes oder ständigen Aufent­
haltes zu Protokoll erklären. 

In d,em Gesuch'e i'st die Rechtssach,e bestimmt 
zu bez!eichnen, für die das Armenrecht begehrt 
wird. Zugleich ~st ,ein:' Zeugnis üher die Vermö­
gens-, Einkommens- (Erwerbs-) und Fami/.ien­
v,erhältnisse der Partei (Armenr,echtJszeugnis) bei­
zubr,ingen. 

Entwurf 

2. die Bdreiung von der Sicherheits,leistung 
für die Prozeßkosnen; 

3: sofern die V,ertnetung durch einen Rechts­
anwalt gesetzlich geboten ist oder es nach der 
Lage des Falles erfo rd,erl ich erscheint, die vor­
läufig unentgeltliche Beigebung ,eines' R'echtsan­
walts; dieser bedarf keiner Prozeßvollmacht, je­
doch der Zustimmung der Partei zu einem An­
erk'enntnis, einem V:erzicht oder der Schließung 
eines Ve,rgleicheos; 

4. sofern in ,einer Rechtssache, in der die V,er­
tr,etung durch einen R,echtsanwalt gesetzlich nicht 
geboten ist und der Partei auch ein Rechtsanwalt 
nicht beigegeben wird, die Klage bei einem' Ge­
richt außerhalb des Bezirk,sg,erichtssprengels an­
gebracht werden soll, in dem die Partei ihren 
gewöhnlich,en Aufenthalt hat, das Recht, die 
Klage gemeinsam mirt dem Antrag auf Bewilli­
gung der V'erfahrenshilf'e beim B,ezirksgericht 
ihres gewöhnlichen Aufenthalts zu Protokoll zu 
erklären und zu begehren, daß die~es Protokoll 
dem Prozeßgericht übersendet, und daß von 
diesem für die Partei zur unenq~eltlich,en Wah­
rung ihrer Rechte bei d'er mündlich,en V'erhand­
lung ein Gerichtsbedi:ensteter oder ein R,echtJs­
praktikant als ihr Vertreter bestellt werde; cleflen 
AuswahL oblie[?it dem Vorsteher des Gerichtes. 

Blei Bewilligung der Verfahrenshilfe ist auszu­
sprechen, welche der im Abs. 1 aufgezähluen 
B,egünstigungen und in welchem Ausmaß sie g,e­
währt werden. Die Begünstigung nach Abs. 1 Z. 3 
darf nur irrt voUen Ausmaß und nur zusammen 
mit einer vollen Begünstigung nach Abs. 1 Z. 1 
Buchst. a gewährt werden. ' 

Die Bdreiung,en und Rechte nach Abs. 1 treten, 
soweit die Verfahrenshilfe bewilligt wird, mit 
dem Tag ein, an dem das Vermögensbekenntnis 
(§ 66) dem Gericht vor!?ie/.egt worden ist; wenn 
aber im Lauf des R'echts,stJfleiJts weinere Begünsti­
gung,enbewilligt werden, mit dem Tag der darauf 
bezüglichen Anuragsnellung. 

§ 65. Die V,erfahrenshilfe ist beim Prozeß­
gericht erster Instanz schriftlich oder zu Protokoll 
zu beantrag:en. Befindet sich der Sitz des Proz'eß­
~richts außerhalbdes Bezirksgerjchtsspr,engels, 
in dem die Partei ihren gewöhnlich,en Aufent­
halt hat, so kann sire den Antrag beim Bezirks­
gericht ihres gewöhnlichen Aufenthalts zu Pro­
tokoll erklären; im Fall des § 64 Abs. 1 Z. 4 
kann sie gemeinsam mit diesem Antrag ~die Klage 
zu Protokoll erklären. 

Ober den Antrag auf B'ewilligung der Verfah­
renshilfe hat stets das Prozeßg,ericht erster Instanz 
zu entscheiden, 'auch wenn sich die Notwendig­
keit hi'erzu en,t im Verfahflen vor einer höheren 
Instanz ergibt. Der Beschluß. über den Antrag 
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Das Zeugnis ist von der Gemeindevorstehung darf dem Gegner frühestens mit .der Klage zuge­
derjenigen Gemeinde, in w.elcher die Partei zur stellt werden. 
Zeit ihren Wohnsitz oder Aufenthalt hat, au~zu-
stellen und bedarf, sofern es sich nicht um Ge-
meinden mit eigenen Statuten handelt, der Be-
stätigung seitens der (Landesfürstlichen) politi-
schen Bez,irkshehö1"de. Die näher,en Vorschriften 
über das Verfahren bei Ausfertigung und Bestäti-
gung solch!er Zeugnisse 'sind im V,erordnungswege 
zu erlas's,en. 

Für Pflegebefohlene kann dieses Zeugnis durch 
ein Zeugnis der Pflegschaftsbehöl"de ,ersetzt wer­
den, worin diese bestätigt, daß der Pflegebefoh­
lene auß'el"~tande ist, die Kosten der Prozeßfüh­
rung zu bestpeiten (§ 63 Abs. 1). 

Das. Gericht hat auf Grund des Zeugnisses zu 
prüfen, ob die gesetzlichen Voraussetzungen für 
die Erooilung des Armenrechtes vorl.iegen. Die 
Behörden, die zur Ausstellung des Zeugnisses be­
rufen sind, haben ,es erfonderlichenfalls auf Be- _ 
geh1"en des Gerichtes zu ergänzen und die sonst 
notwendigen Aufklärungen zu erteiIen. 

§ 66. Ob der um Gewährung des Armenrechtes 
ansuchenden Partei ein Rechtsanw,alt beizugeben 
is,t, hat gleichf.alls ,das Prozeßgericht erster Instanz 
zu entscheiden. Zu die~er Entscheidung ist daJS­
selbe auch dann berufen, wenn sich ,die V1emn­
lassung zur B,estellung eines R'echtlsanwaltes wegen 
der Notwendigkeit eines Rechtlsmittehnerfahr,ens 
oder aus anderlen Gründen erst nach Bewilligung 
des Armenrechtes ergibt. Wenn es nach Lage 
des Falles erfo'rderlich erscheint, kann der Partei 
auf ihren Antrag ein RechtsanwaLt auch dann 
beigegeben werden, w,enn ,die V,ertretung durch 
einen solchen ,durch d;])s Gesetz nicht geboten ist: 

Die Bestellung des Rechtsanwaltes selbst erfolgt 
durch den hj'ezu berufenen Ausschuß der Rechts­
anwaltskammer. 

§ 67. Tr:itt im Lauf'e des Rechtsstreites die 
Notwendigkeirtein, ,der Mitwirkung 'eines Rechts­
anwalts bedürfende Prozeßhandlungen außerhalb 
des Sprengels des Gerichtshofes erster Instanz 
vorzunehmen, in welchem der für die arme Partei 
bestellte Rechtsanwalt seinen Wohnsitz hat, ,so 
iSlt hiezu auf Antrag des letzteren oder auf Begeh­
ren der armenPart,ei von dem Ausschusse der 

§ 66. In dem Antrag ist die Rechts.s,ache be­
stimmt zu bezeichnen, für die die Verfahrens­
hilfe begiChrt wird. Zugleich sind ein ni~ht mehr 
als vier Wochen altes Bekenntnis der Partei (ihl'es 
gesetzlichen Vertreter1s) über die Vermög,ens-, 
Einkommens- und Familienverhältnisse der Par­
tei (Vermögensbekenntnis) und, soweit zumutbar, 
ent:sprech,ende Belege beizubringen; in dem Ver­
mögenshekenntnis sind besonders auch die Bela­
stungen anzug,eben, weiter die Unterhaltspflich­
ten und deren Ausmaß, sowie ob eine andere 
Person für die Partei untlerhaltspflichtig i'st. FUr 
das Vermögensbekenntnis ist ein vom Bundes­
minlister für Ju~tiz aufzuleg,endes und im Amts­
blatt der ÖStlerreichisch'en Justizverwaltung kund­
zumachendes Formblatt zu verwenden. 

über den Antrag ist auf der Grundlage des 
Vermög,ensbekenntnis.ses zu ,entscheiden. Hat das 
Gericht gegen dessen Richtigkeit oder Vollstän­
digkeit Bedenken, so hat es das V!ermög,ensbe­
kenntnis zu überprüfen. Hierbei kann ,es auch 
die Panei unter Setzung ,einer ang,emessenen 
Frist zur Ergänzung des Vermö~enshekenntnisses 
und, soweit zumutbar, zur Beibringung weitener 
Bdege auffordern. Der § 381 ist sinngemäß anzu­
wenden. 

§ 67. Hat das Gericht die Beigebung emes 
Rechtsanwalts beschlossen, so hat ,es den Aus­
schuß der nach dem Sitz des Proz.eßgerichts zu­
ständigen Rechtsanwaltskammer zu benachrichti­
gen, damit der Aus.schußeinen Rechtsanwalt zum 
V,ertreter bestelle. . 
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hiernach zuständigen Kammer ein R,echtsanwah 
zu bestellen, welcher in dem Sprengel des Ge­
richtshofes erster Instanz 'seinen Wohnsitz hat, 
in welchem die Prozeßhandlung vorzunehmen 
ist. 

§ 68. Das Armenrecht ,erIischt mit dem Tode 
der armen PQ;rtei. Da's Ge!1ichtenster Instanz 
hat ferner von Amts wegen oder ,auf Antrag 
durch Beschluß das Erlöschen des ArmenrechDes 
auszusprechen, sobaM Änderungen in den Ver­
mögensverhältnissen ,der Partei dies erfordern 
oder sobald die wej.1}ere ~echtsverfolgung oder 
Rechtsverteidirgung als offenbar mutwillig oder 
aussichtslos erscheint. 

Das Armenrecht ist der Partei durch B'eschluß 
des Prozeßgerichties erster Instanz auf Antrag 
oder von Amts wegen zu ,entziehen, sohald sich 
herausstellt, daß die bei ,der BewilLi,gung des 
Armenrech1}es ;als bestehend angenommenen Vor­
aussetzungen schon d,amals nicht vorhanden 
waren. 

W:enn das Gericht ,das Erlöschen ,des Armen­
rechtes ausspricht oder 'es 'entzieht, bleibt der 
zur Wahrung der ~echte der armen Par:tei be­
stellte Rechtsanwalt noch hiJs zum Eintritt der 
Rechtskraft des Beschlusses berechtigt und ver­
pflichtet, für die arme Partei zu handeln, soweit 
dies nötig ist, um sie vor lliechtsnachteilen zu 
schützen. Die Zustellung des Beschlusses" womit 
das Gericht das Armenrecht für erloschen ,erkIärt 
oder entzieht, unterbricht den Lauf der F'rist 
zur Erhebung von Rechtsrnitteln gegen andere 
Entscheidungen des Gerichtes bis ~um Eintnitlt 
der Rech,tskraftdes genannten Beschlusses. Mit 
Eint1'litt der Rechtskraft beginnt ,di:e volle FriJst 
von neuem zu laufen. 

§ 69. Gegen Parteien, welche die .Bewilligung 
des Armenrechtes durch unwahr,e Angaben er­
schlichen haben, ist leine Mutwillensstrafe zu ver­
hängen. 

Wer in dem im § 65 bezeichneten Zeugnisse 
wissentlich unrichtige Angaben macht oder Un­
richtige,s wissentlich als w,ahr bestätliJgt, haf1}et, 
wenn das Armenrecht bewilligt wurde, für d~e 

Entwurf 

§ 68. Die Verfahr:enshilfeerlischt mit dem 
To,d der Partei. Das Prozeßgerichrt erster Instanz 
hat von Amts wegen oder auf Antrag - auch 
des bestellten R'echtsanwalts - dLe V,erfahrens­
hilfe ,so weit für erloschen zu erklären, als Ände­
rungen in den Veqnögensv,erhältniss,en der Partei 
dies erfordern, oder die weitere Rechtsverfol­
gung oder Rechtsv,erteidigung als offenbar mut­
willig oder aussichtslos erscheint. 

Das Proz,eßg,ericht 'el1ster Instanz hart von Amts 
wegen oder auf Antrag - auch des bestelLten 
Rechtsanwalts - die V'erfahrenshiHe so weit zu 
entziJehen, als sich herausstellt, daß die seinerzeit 
angenommenen Voraussetzungen nIcht gegeben 
gewesen sind. In diesem Fall hat die PartJei die 
im § 64 Abs. 1 Z. 1 genannrten Beträge, von deren 
Bestreitung sie ein~weiLen befreit g,ewesen ,ist, 
insoweit zu entrichten bzw. zu ,er,s,etzen und den 
ihr beigegebenen Rechtsanwalt nach dem Tarif 
zu entlohnen. Ober den Entlohnungsanspruch 
hat das Gericht mit Beschluß zuemscheiden. 

Im Zug ~ines in den Abs. 1 und 2 vorgesehenen 
Verfahr,ens kann das Gericht die Parteien unter 
Setzung einer angemessenen Frist zur Beibrin­
gung ,eines neuen Vermögens bekenntnisses un·d, 
soweit zumultbar, von B'eleg,en auffordern. Der 
§ 381 ist sinngemäß anzuwenden. 

Er klärt das Gericht di,e Verfahrenshilfe für 
erloschen oder entzieht ,es sie, so bleibt der be­
stellte R!echtsanwalt noch bis zum Eintritt ,der 
Rechtskraft des Beschlusses berechtigt und v,er­
pflichtet, für die Partei zu handeln, soweiJt dies 
nötig ist, um sie vor Rechtsnachueilen zu schützen. 
Die Zustellung des Beschlusses, womit das Gericht 
die V.erfahrenshilfe fürerlosmen ,erklärt oder 
entzieht, ,an den Rechtsanwalt unterbricht den 
Lauf doer Frist zur Beantwor,tung der Klage bzw. 
Erhebung von Rechtsmitoeln gegen andere Ent­
scheidungen des Gerichtes bis zum Eintritt der 
Rechtskraft des genannten Beschlusses. Mit dem 
Eintritt der Rechtskraft beginnt die volLe Frist 
von neuem zu laufen. 

§ 69. Gegen denj,enig,en, der durch unrichtige 
oder unvollständige Angaben im Vermögensbe­
kenntniJs (§ 66) die Verfahrenshilfe ,erschleicht, 
hat das Proz.eßgerichrt lel'lster Instanz eine Mut­
willensstrafe (Ersatzheiheitsstraf,e) bis zum Zehn­
fachen des im § 220 Abs. 1 genannten Ausmaßes 
zu verhängen. Derjenige, gegen den eine solche 
Mutwillensstrafe rech,tskräftig verhängtwordten 
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B:eträge, von deren Berichtigung ,die Partei ,eins't­
weilen befreit W;J;r, für die Kosten einer etwaigen 
Rechts:anwahsvertr,etung und für allen sonsti~en 
verursachten Schaden. 

§ 70. Die im § 64 Z. 1 und 5 bezeichneten 
Gerichtskosten, von deren Bestr;eitung die arme 
Partei einstweil'en befreit ~st, sowie ,die Gebühren 
und Auslagen des für die arme Pal1tei bestellten 
Rechtsanwalts können unmittelbar bei dem Geg­
ner eingehoben werden, soweit diesem die Kosten 
des Recht~streites auferlegt sind oder ,er sie durch 
Vergle~ch übernommen hat. D;tJS Gericht hat auch 
dann, wenn die arme Partei zwar obsiegt, laber 
keinen Kostenen~atz heaIliSprucht, darüber zu ent­
scheiden, ob und inwieweit der Gegner zum 
Ersatz der Gerichtskosten verpflichtet ist. 

Dem Rechtsanwalte können hiebei Einredlen 
aus den zwischen der armen Pal1tei und ihrem 
Gegner bestehenden Rechts:beziehungen nur in­
soweit entgegengesetzt werden, als es sich um 
Aufrechnung von Kosten handelt, deren Ersatz 
der armen Partei in demselben Rechtsstreite zu­
gunsten ihres Gegners auferlegt wurde. 

§ 71. Die ZJum Armenl'1echt zugel;J;ssene P,artei 
ist zur Nachzahlung der Beträge zu verpflichten, 
von deren Berichtigung sie auf Grund dies Armen­
rechts ,einstweilen befreit war, sobald sie ohne 
Beeinträchtigung des für Sli,e und ihre Eamilie 
notwendi,gen Unberhalts dazu imstande ist. Ist 
die Partei zur Nachzahlung in vollem Ausmaß 
außerstande, so kann ihr das Gerichtrue N ach­
zahlung auch nur zum Teile auferlegen. 

Bei solcher Vlerpflichtung zur Nachzahlung ist 
der Partei zunächst ,der Ersatz der baren Auslagen 
aufzuerlegen, welche der (Reichs)kasse nach § 64 
Z. 5 zur Last fallen, dann die B,erichtigung der 
Gebühl'len und Auslagen des· Rechtsanwalts und 
endlich d,ie Bezahlung der Ger;ichtsgebühren. 

Ein im Sinne des Abs. 1 ergehender Beschluß 
iSlt nach eingebl'letener Rechtskraft in dalS V,er­
mögen der zur Nachzahlung verpfI,ichteten Parte,i 
vollstreckbar. 

§ 72. In den Fällen der §§ 63 bis 66, 68 und 71 
hat das Gericht über die gestelltlen Anträge ohne 
mündliche VIerhandlung zu entsch,eiden. Die ihm 
etwa notmendigerscheinenden Aufklärungen hat 
es von Amts wegen ein:z:uholen. 

Beschlü~se, womit einer Partei das. Armenrecht 
bewilLigt wi,rd, sowie die Entscheidung, daß für 
die arme Partei ein Rcechtsanwalt zu bestellen ~st, 
sind unanfechtbar. 

Entwmf 

ist, schuldet überdies - vorbehaltlich der N ach­
zahlunglSpflicht der Par,bei (§ 68 Abs. 2) - die 
Gerichtsgebühren in zWleifacher Höhe. Schli'eß­
lich hat das Prozeßgericht den SachverhaLt m 
jedem Fall der Staatsanwaltschaft anzuZJeigen. 

§ 70. Die im § 64 Abs. 1 Z. 1 &enannten Beträge, 
von deren Bestreitung d1e Partei einstweilen be­
freit ist, sind unmitltelbar beim Gegner einzu­
heben, soweit diesem die Kosten des Rechtsstreits 
auferlegt worden ,sind oder er sie in einem V,er­
gleich ühernommen hat. Das Gericht hat auch 
dann, wenn die Partei zwar obsiegt, aber keinen 
Kostenersatz beansprucht, darüber zu entschei­
den, ob und wieweit der Gegner zum Ersatz der 
im § 64 Abs. 1 Z. 1 genannten Beträge verpflich­
tet ist. l'st der Gegner der Partei zum Kosten­
ersatz verpflichtet, so ist bei der Kos.nenfests,et­
zung so vorzugehen, als wäre der Rechtsanwalt 
der Partei nicht vorläufig unentgdtlich beigege­
-ben worden. 

§ 71. Die die Verfahrenshilfe g.enießende Partei 
ist mit Beschluß zur Nachzahlung der ;Beträge 
zu verpflichtJen, von deren Berichtigung sie einst­
weilen befreit gewesen ist und die noch nicht 
berichtigt sind, wie ebenso zur tarifmäßigen Ent­
lohnung des ihr beigegebenen Rechtsanwalts, so­
weit und sobald sie ohne Beeinträchtigung des 
notwendigen UnterhaltJs dazu imstande ist. Nach 
Ablauf von drei Jahren nach Abschluß des ~er­
fahr,ens kann die Verpflichtung zur Nachzahlung 
l1>icht mehr auferlegt werden .. 

In dem Beschluß über die Nachzahlung ist der 
Partei zunächst der Ersatz der im § 64 Ahs. 1 
Z. 1 Buchstaben b bis f genannten Beträge aufzu­
erlegen, dann die L'eistungder Entlohnung des 
Rechtsanwalbs unter gleichzeitiger Bestimmung 
ihrer Höhe und ,endlich die Entrichtung der 
im § 64 Abs. 1 Z. 1 Buchstabe a genannten Be­
träge; die~r Beschluß ist erst pach Eintritt der 
Rech'bskraft vollstreckbar. 

§ 72. D~e nach diesem T~telergehenden Be­
schlüsse sind ohne mündlich,e Verhandlung zu 
fassen, sofern das Prozeßgericht ,eine solche nicht 
zur Erörterung ihm lerheblich scheinender Tat­
sachen für erforderlich hält. 

Gegen die nach diesem Titel ergehenden Be­
schlüss.e steht auch dem Gegner der Rekurs zu. 
Sein Riecht, 'einen Antrag nach § 68 Abs. 1 oder 2 
zu stellen, bleibt ihm vorbehalten. 
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Einer Vertretung .durch Rechts,anwälte bedür­
fen die Parteien bei ,den nach Vorschrift dieses 
Titels .bei Gericht vorzunehmenden Handlungen 
auch dann nicht, wenn ein Gerichtshof als Pro­
zeßgericht erster Instanz einschreitet. RiekuI1se 
gegen Beschlüsse, womit das Gericht die B'eWlil1i­
gung des Armenrechtes versagt, dias Erlö.~chen 
des Armenrechtes au~pricht .oderdas Armen­
recht ,entzieht, können auch hei Gerichnshöfen 
mündlich zu Protokoll ,gegeben werden. 

§ 73. Da!s Anbring.eneines Gesuches um Bewil­
ligung des Armenrechtes, sowie die Stellung eines 
anderen nach den BeSitimmung,en ,dieses Titels 
zulä'Ssigen Antrages hel'echtigt keine ,der Partei,en 
zur Verweigerung .der Einlassung in den Rechts­
streit oder der Fortsetzung der Verhandlung oder 
zum Begehren um Erstr,eckung von Fristen oder 
Verlegung von Tagsatzungen. 

Im Verfahten vor GerichtShöfen kann jedoch 
weder wegen nicht ,r,echtzeitiger überreichung 
der Klagebeantwortung noch desw.egen, weil ,die 
geklagte arme P,arnei bei ,der lersten zur münd­
lichen Streitverhandlung bestimmten Tagsatzung 
ohne Rechtsanwaltersch.eint, ein Ver~äumungs­
urteil .gegen die a'rme Parteierla~sen werden, 
wenn das von ihr ohne Verzug nach Zustellung 
der Klage angebrachte Gesuch 'um B,ewilligung 
des Armenrechtes noch keine Erledi'gung gefun­
den hat oder im Falle der ,B:ewilligung des Armen­
rechtes für die arme Bartei noch kein RechtJsan­
walt bestdlt worden ist. 

§ 464 Ah 3 

Hat eine .arme Pa<l1t1ei innerhalb dieser Fr,ist 
um die Bestellung eines Armenanwaltes ange­
suchJt, 'So beginnt für sie die Berufungsfr~st mit 
der Zustellung des Beschlusses über die Beigabe 
und Bestellung des ArmenanwaltJes an diesen. 
Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf Beigabe 
eines ArmenanwalteSiabgew~esen, so beginnt die 
Berufungsfrist mit der Rechtskraft des abweisen­
den Beschlusses. 

§ 522 Abs. 1 

Richtet sich das Rechtsmittel gegen die Ver­
weigeruIlJg oder Entz,iehUIlJg des Armenrechts, 
gegen die Weigerung, 'der armen Partei einen 
Rechtsanwalt Qeizugeben, gegen die Anordnung 
einer Nachzahlung ,der Beträge, von.deren Berich­
tilgung die arme Bartei 'einstweilen befteit war, 
gegen eine Strafverfügung, gegen einen H.e~chluß 
proz'eßleitender Natur, gegen die Zurückweisung 
eines Rechtsmittels als verspätet oder unzulässig 
oder gegen einen Beschluß, mit dem ein Antrag 
ohne Anhörung der Gegenpartei abgewiesen 

Entwurf 

Einer Vertretung durch Rechtsanwälte bedür­
fen die Partleieh bei den nach diesem Titel bei 
Gericht vorzunehmenden Handlungen auch im 
Anwaltsproz,eß nicht. R1ekurse gegen HeschlÜ'Sse 
über die Verfahrenshilfe können auch bei Ge­
richtshöfen mündlich zu Protokoll erklärt wer­
den. 

§ 73. Weder der Antrag auf Bewilligung der 
Verfahrenshilfe noch ,ein anderer nach diesem 
Titel zulässiger Antrag beI1echtigt diJe Parteien, 
die Einlas<sung in den R.echtS'Streit oder die Fort­
setzung der Verhandlung zu verweigern oder die 
Erstreckung von Fri~ten oder die V,erlegung von 
Tagsatzungen zu begehren. 

Hat die beklagte Partei im Anwalitsproz'eß vor 
Ablauf der Frist, innerhalb deren sie die Klage 
zu beantworten hätte, die Bewilligung der Ver­
fahrenshilfe einschließlich ,der Beigebung eines 
Rech.tsanwalts beannragt, so beginnt ,die Frist zur 
Klagebeantwortung frühestens mit der Zustel­
lung des Bescheides, womit der RechtsanwaLt be­
stellt wird, bzw. mit 'Eintritt der Rechtskraft 
des Beschlusses, womit die ,Beigebung eines Rechts­
anwalts v,ersagt wird. Der Bescheid über die ß.e­
stellung des Rechtsanwalts ist durch das Gericht 
zuzUlStellen. 

§ 464 Abs. 3 

Hat eine dite Verfahrenshilfe genieß'ende oder 
beanroragendle Partei innerhalb dieser Frist die 
Beigebung eines Rechtsanwalts beantragt, so be­
ginnt für s~e die Berufungsfrist mit der ZustJel­
lung des J3,esch,eides über die B1estellung des 
Rechtsanwalns und einer schriftLichen Ausferti­
gung an ihn; der Bescheid ist durch das. Gericht 
zuzustellen. Wird der !1echt:ceitig gestellte Antrag. 
auf Beigebungeines Rechtsanwalts abgewi.esen, 
so beginnt die Berufungsfrist mit d'em Eintritt 
der Rechtskraft des abweisenden Beschlus~es. 

§ 522 Abs. 1 

Richtet sich das Rechtsmittel gegen' eine Straf­
verfügung, gegen einen Bleschluß prozeßIeitender 
Nauur, gegen die Zurückweitsung eines Rechts" 
mittels als V1erspätet oder unzulässig oder geg,en. 
einen Beschluß, mit dem ,ein Antrag ohne Anhö­
rung der Gegenpartei abgewiesen wor,den ist, so 
kann das Ger.icht oder der Richter, ,dessen Ent­
scheidung oder Verfügung angefochten wird, ,dem 
Rekul'sbegehr,en ~elbst stattgeben. 
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wurde, 50 kann das Gericht oder der Richter, 
dessen Entscheidung oder Verfügung angefoch­
~en wird, dem R:ekursbegehren selbst ,stattlge­
ben. 

§ 528 Abs. 1 erster Satz 

Rekul1segegen Entscheidungen des Gerichtes 
zweiter Instanz, dunh ,die der angefochtene ,ernt­
richterliche Beschluß bestätigt wurde, Rekurse 
gegen die Entsch·eidungen des Gerichtes zweiter 
Instanz über den Kostenpunkt, über Gebühren 
der Sachverständigen und über 'einen B:eschwerde­
geg;enstand,der oder ,dessen Wert 2000 S nicht 
übers.teigt, sowie Rekurse gegen Ennscheidungen 
des Gerichtes zweiter Instanz in Str,eitigkeitlen 
wegenBetSitzstörungen (§ 49 Z. 4 JN.) s,ind unzu­
lässig. 

Entwurf 

§ 528 Abs. 1 erster Satz 

Rekurse gegen Entscheidungen des Gerichtes 
zweiter Instanz, 

1. durch die der angefochtene emtrichterliche 
Beschluß bestätigt wor.den ist, 

2. über den Kostenpunkt, 
3. über' die Verfahrenshilfe, 
4. über Gebühlien der Sachverständigen, 
5. über einen B,eschwer,degegenstand, der oder 

dessen Wert 2000 S nicht übersteigt, sowre 
6. in Streitigkeiten wegen Besitzstörung (§ 49 

Abs. 2_Z. 4 JN) 
sind unzulässig. 

Strafprozeßordnung 

§ 41. (1) Bei der Mitteilung der Anklatgeschnift 
ist der Beschuldigte über sein :&echt, sich eines 
Verteidig,ers zu bedienen, zu belehren. 

(2) Ist ein Beschuldigter nach seinen dem Ge­
richte bek.annten V'erhäLtnissen nicht imstande, 
die Verteidigungskosten aus eigenem zu tr:J.gen, 
so ist ihm auf sein Verlangen zur Ausführung 
bestimmter, von ihm angemeldeter :&echtsmittel, 
zur E'rheb1,lng des Binspruch,es gegen d~e Anklage­
schrift, für die Hauptverhandlung sowie für p;en 
Gerichtstag zur öfEentlichen V.erhandlung über 
ein Rech<tsmittel vom Gericht 'ein Armenvertreter 
beizugeben. Ward fü'r ,die Hauptverhandlung oder 
zur Ausführung einer Nicht~gkeitsbeschwerd,e 
oder Berufung ein Armenvertreter beigegeben, 
so gilt d,ie Bestellung des Armenvertreters auch 
für das Rlechtsmittielverfahr,en. W.ird jedoch der 
GerichtJstag zur öffentlichen Verhandlung über 
ein RechtsmittJel nicht im Sprengel des Gerichtes 
abgehalten, bei dem die Hauptv,erhiandlung statt­
gefunden hat, so ist für <len Gellichtstag ein 
anderer Armenvertreter, und zwar ,tJunlichst aus 
der Zahl ·der am Orte des Ger,ichtst<lig,es wohn­
haften V.er.teidiger, zu bestellen. 

(3) Wenn für ,die Hauptverhandlung vor dem 
Geschwornengerichte weder der Angeklagtle selbst 
noch ·sein gesetzlicher V,ertretier für ihn einen 
Verteidiger wählt und ihm auch kein Armen­
vertreter beiigegeben wird, ist ihm von Amts 
wegen ein VertJeidiger zu besteUen;dasselbe gilt 
für rue Hauptverhandlung vor dem Schöffen­
gerichte, wenn die Anklage wegen ,einer Hand­
lung erhoben ist, die mit einer fünf Jahre über­
steigenden Fr.eiheitsstrafe bedroht ist. 

§ 41. (1) Unverändert. 

(2) I'st der Beschuldigte (Angeklagte) außer­
stande, ohne Beeinträchtigung des für ihn und 
seine Familie, für. der,en Unterhalt er zu sorgen 
hat, zu einer ,einfachen Lebensführung notwen­
digen Unterhaltes di'e Kosten der Ver,tieidigung 
zu tragen, 50 hat das Gericht auf An~rag des 
B'eschuld.igten (Angeklagten) zu beschIießen, daß 
diesem ein Verteidiger beigegeben wird, des~en 
Kos,ten der B1eschuldigte (Angeklagte) nicht zu 
tragen hat, wenn und soweit dies im Interesse 
der Rechtspflege, vor alLem im Intellesse einer 
zweckentsprechenden Verteidigung, erforderlich 
ist. In diesem Sinn rst besonders di,e Beigebung 
eines V,ertei,digers zur A usführung an~emeldetJer 
Rechtsmitnel, zur Erhebung des Einspruches gegen 
die Anklageschrift, für die Hauptverhandlung 
sowie für den Gerichtstag zur öff,oot1.ichen Ver­
handlung über ein Rechusmittel erforderlich. Wird 
für die H<liUpty,erhandlung oder zur Ausführung 
einer Nichtigkeiitisbeschwerde oder Berufung ,ein 
solcher V,erueidiger beigeg,eben, 'so gilt dessen 
Besuellung auch für das Rechtsmittelv,erfahren. 

(3) Wählt für die Hauptverhandlung vor dem 
Geschwomengericht weder der Angeklagte se1bst 
noch sein g.esetzlicher Vertreter für .ihn einen 
V,erreidiger und wird ihm auch kein Verteidiger 
nach Abs. 2 beigegeben, so ist ,ihm von Amts 
wegen ,ein Vierteidiger beizugeben, dessen Kosten 
der Angeklagte zu tragen hat. Dasselbe gilt für 
die Hauptverhandlung vor dem Schöffengericht, 
wenn die Anklage wegen einer strafbaren 
Handlung erhohen worden ist, die mit einer 
fünf Jahre übersteigenden Freiheitsstrafe bedroht 
ist. 
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§ 42. (1) In aUen Fällen, in denen vom Gericht 
ein Verteidiger zu bestellen ist, hat es ihn, soweit 
tunlich, aus der Zahl der am Orte des Gerichtes 
wohnhaften Verteidig,er (§ 39) zu nehmen. 

(2) An Orten, wo sich der Ausschuß einer 
Recht'Sanwaltskammer befindet, steht diesem die 
Benennung der aus dem Stande der Rechtsan­
wälte und Rechnsanwaltsanwäner zu bestellenden 
V'erteidiger zu. 

(3) Für mehrere gleichzeillig Beschuldiglle kann 
ein gemeinschafrdicher Ver,teidiger bestellt wer­
den; doch ist .auf Antrag ·eines der Beschuldigten 
oder des Verte~digers und selbst von Amts wegen 
für die abgesonderte Vertr·etung der B,eschuldig­
ten Sorge zu tragen, bei ,denen sich ein W~der­
streit der Intenessen zeigt. 

§ 43. (1) Jeder in der Verteidig.erliste Einge­
tragene bSt verpfLichtet, in seinem WohnoI1te die 
ihm übertrag,enen Verteidigungen zu überneh­
men, sofern ,er nicht für die A:blehnung Gründe 
geltend mach,t, über ,deren Erheblichkeit die RatlS­
kammer entscheidet. 

(2) In dring.enden FäHen oder zur EntlastuI?-g 
des Rechtsanwaltsstlan·des kann d'er Gerichtsvor­
steher auch bei Gericht an~estel1te, zum Richter­
amte befähigte Beamte zu Verteidig.ern bestellen. 
Diese haben die Verteidigul1lg auch dann zu über­
nehmen, wenn sie nicht in der Verteidigerlisne 
eingetragen &ind. 

§ 45 a. (1) Ein Rechtsanwalt kann sich als Ver­
teidiger im ordentlichen Verfahren vor ,dem Ge­
richtshof erster Instanz, j,edoch mit Ausschluß 
der Hauptverhandlung vor dem Geschwornen­
gericht, auch ,durch einen bei ihm in Verwen­
dung stehenden Rechtsanwaltsanwärter, der nicht 
in der Vertebdigerliste eingetra,gen ist, vertreten 
lassen, in der Hauptverhandlung vor dem Schöf­
fengericht aber nur .dann, w,ennein solcher 
Rechtsanwaltsanwärtler ,die .RechtsanwaLtlSprÜfung 
mit Erfolg abgelegt hat; liegen rücksichtswürdige 
Gründe vor, so kann der Ausschuß ,der Rechts­
anwaltskammer auf Antrag eines Rechtsanwaltes 
dem Rechtsanw,aItsanwärter das Erfordernis der 
Prüfung erlass·en, sobald er an einer inländi,schen 
Hochschule den rechtswissenschaftlichen Doktor­
grad erlangt hat und eine einjährige zivil- und 
strafgerichtliche Praxis beim Gerichtshof erster 
Instanz und beim Bezirksgerichte sowie eine zwei­
jährige Pmxis inder R'echtsanwaltschaft nachzu­
weisen v.ermag. 

(2) Unve·rändert. 

(3) Unverändert. 

Entwurf 

§ 42. (1) Hat das Gericht die Beigebung eines 
Verteid~gers beschloS'Sen, so hat es den Ausschuß 
der nach dem Sitz des Gerichtes zuständig,en 
R;echtlSanwaltskammer zu benachrichtigen, damirt: 
der Ausschuß einen Rechtsanwalt zum Verteidiger 
bestelle. 

(2) In dringenden Fällen kann der Vorsteher 
des Gerichtes auch bei Gericht tätige, zum Rich­
teramt befähig,te Personen mit ihrer Zustimmung 
zu Verteidigern bes.tellen. 

§ 43. Mehreren gleichzeitig Beschuldigten (An­
~eklagten) kann ·ein gemeinschaftlicher Verteidi­
ger beigegeben werden; doch ist auf Antrag 
eines der Beschuldigten (Angeklagten) oder des 
Verteidigers un.d selbst von Amts wegen für die 
abgesond.erte Vertr,etung der Beschuldigven (An­
geklagten) Sorg,e zutragen, be,i denen sich ein 
Widerstreit de'r InteI1essen zeigt. 

§ 45 a. (1) Ein Rechtsanwalt kann ;Sli.ch als Ver­
teidiger im ordentlichen V:erfahren vor dem Ge­
rich,tshof er;ster Instanz, jedoch mit Ausschluß ,der 
Hauptverhandlung vor dem Geschworneng,ericht, 
auch durch ein.en bei ihm in V,erwendung ste­
henden RlCchtsanwaltsanwäner, .dlCr nicht in der 
V:erteidigerliste eimgetragen ist, vertr,eten lassen, 
in de.r Hauptverhandlung vor dem Schöffenge­
richt aber nur dann, wenn ein solcher Rechts­
anwaltsanwä.rter die Rechtsanwaltsprüfung mit 
Erfolg abgele!;'t hat; li,egen rücksichtswürdißle 
Gründe vor, so kann der Ausschuß ,der Rechts­
anwaltskammer auf Antrag eines Rechtsanwaltes 
dem Rechtsanwaltsanwärter das Erforderni's der 
Prüfung ,erlass,en,sobald ·er an einer inländischen 
Hochschule den reclltSwissenschaftlichen Doktor­
grad ,erlangt hat und eine neunmonatige ziv,il­
und strafgerichtlich,e Praxis beim Genichtshof 
erster Instanz und beim Bezirksg,erichte sowie 
eine achtzehnmonatige Ptraxis in der Rechtsan­
waltschaft nachzuweisen vermag. 

(2) .. . 

(3) .. . 
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§ 220. (1) Jeder verhafoete Angeklagte muß 
in der Regel (§ 221 Abs. 2) binnen dr,ei Tagen, 
nachdem er rechllskräf.ti'g in den Anklagestand 
versetzt worden ist, in das Gefängnis des Ge­
richtshofes abgeführt werden, bei .dem die Haupt­
verhandlung st:attfindet. Nach seiner Ankunft :in 
dresem Gefängnis ist der Angeklagte, sofern die 
Anklage auf ,eines der dem Geschwornengerichte 
zur Aburteilung zugewiesenen Verbrechen gerich­
tet ist, längsuens binnen vierundzwanzig Stunden 
vom Vorsitzenden des Schwurgerichtshofes oder 
von desSJen Stellvertreter oder vom Vorsteher 
des Ger,ichtshofes erster Instanz zu v,ernehmen, 
ob er seinen in der Voruntersuchung abgelegten 
Auss:lJgen etwas beizusetzen oder daran zu ändern 
finde. Falls er noch keinen Verteidiger hat, ,ist 
er zur Wahl eines Verteidigers aufzufordern und 
über di:e Vor,aussetzungen der BesueUung eines 
Armenvertreters zu belehren. W'enn weder der 
Angeklagte s.elbst noch sein gesetzlicher Vertreter 
für ihn einen Verteidig,er wählt und ihm auch 
kein Armenvertreter beigegeben wird, ist ihm 
sofort von Amts wegen ein Verteidiger zu be­
stellen. 

(2) UnV'erändert 

(3) Unverändert 

§ 236. (1) Unverändert 

(2) Setzt ein solcher Parteienvertl'lener sein un­
g,ebührLiches Benehmen fort, so kann ihm der 
Vorsitz,ende das Wort entziehen und ,die Partei 
zur Wahl eines andeIien V'ertreters ·auffordern. 
Kommt der Angekla,gte 'einer solchen Aufforde­
rung nicht nach, so kann der Vorsitzende ihm 
auch von Amts wegen einen Verteidiger bestel­
len. 

(3) Unverändel'\t 

§ 286. (1) Unverändert. 

(2) Unverändert. 

(3) Unveränaert. 

(4) Ist die strafbaIie Handlung, die dem Ange­
klagten in ,der Anklag,eschl'ift oder im Urneil 
erster Instanz zur La:st gelegt wird, mit einer 
fünf Jahre übersteigenden Freiheitsstrafe oder 
einer stl'lengeIien Suraf.e bedroht, so ist ihm, wenn 
er noch keinen Ver,tJeidiger h:lit und ihm auch 
kein ArffilenvertIiener beigegeben wird, für den 
Gerichtstag aus der nahl der am Sitze ,des Ober­
sten Gerichtshof.es wohnhaften Veroeidiger von 
Amts wegen ein Vertej,ruger zu bestellen. 

§ 348. Für den Gerichtstag beim Obersten 
Gerichtshof ist dem Angeklagten, wenn 'er keinen 
gewählten Verteidiger hat, aus ,der Zahl der am 
Sitze des Obet'lSten Gerichtshofes wohnhaften 

Entwurf 

§ 220. (1) Jeder verhaftete Angeklagte muß 
in der Regel (§ 221 Ahs. 2) binnen drei Tagen, 
nachdem er rechtskräftig in den Anklag,estand 
versetzt worden ist, ,ind:lJS Gefängnis des Ge­
richtshofes abgeführt werden, bei dem die Haupt­
verhandlung stattfindet. Nach seiner Ankunft in 
diesem Gefängnis ist der Angeklagte, sofern die 
Anklage :lJuf eines der dem Geschwornengerichte 
zur Aburteilung zug.ewiesenen Verbl'echen gerich­
tet ist, längstens binnen vierundzWianzig Stunden 
vom Vorsitzenden des Schwurgerichtshof,es oder 
von dessen Stellvertreter oder vom Vorsteher 
des Gerichtshof,es erster Instanz zu vernehmen, 
ob er seinen inder Voruntersuchung abgdegten 
Aussagen etwas beizusetzen oder daran zu ändern 
fin.de. Falls er noch keinen Vel'teidiger hat, ist 
er zur Wahl eines Verteidigers aufzufordern und 
über die Voraussetzungen der Beigebung eines 
Verteidigers nach § 41 Abs. 2 zu belehren. Wählt 
weder der Angeklagte selbst noch sein gesetz­
licher Vertreter für ihn einen Verteidiger und 
wird ihm auch nicht nach § 41 Abs. 2 ein Ver­
teidiger beigegeben, so ist ihm sofort nach § 41 
Abs. 3 ein Verteidiger beizugeben. 

(2) .. . 

(3) .. . 

§ 236. (1) ... 

'(2) S'etzt ein solcher Parteienvertreuer sein un­
gebührLich.es Benehmen fort, so kann ihm der 
VO!iS~tZlende das Wort entziehen und die Partei 
zur Wahl eines anderen Vertreters auffordern. 
Kommt der Ang,eklagte !finer solchen Aufforde­
rung nicht nach, ISO kann ~hm auch von Amts 
wegen ein Verteidiger beigegeben werden. 

(3) ... 

§ 286. (1) ... 

(2) .. . 

(3) .. . 

(4) Ist die strafbar,e Handlung, die dem An~­
klagten in d~r Anklageschrift oder im Urteil 
erster Instanz zur Last gelegt wird, mit einer 
fünf Jahr.e übersteigenden Freihei~sstraf.e oder 
einer strengeren Strafe bedroht, so i.st ihm, wenn 
er noch keinen Verteidiger hat, von Amts wegen 
ein Redltsanwalt als Verteidiger beizugeben. Lie­
gen die Voraussetzungen des § 41 Abs. 2 vor, 
so ist dem Angeklagten nadl dieser Gesetzesstelle 
ein Redltsanwalt als Verteidiger beizugeben. 

§ 348. Für den Gerichtstag beim Obersten 
Gerichtshof ,ist dem Angeklagten, w,enn er keinen 
Verteidi~r hat, ohne Rücksidlt auf Art und 
Höhe der für die strafbare Handlung, die dem 
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Verteidiger ein Armenv,enreter oder ein Vertei­
d~ger von Amu wegen(§ 286 Ab",. 4) ohne Rück­
sicht auf Art und Höhe der Str,af.e zu bestJeUen, 
die für die strafbare Handlung ,angedroht ist, 
die dem Angekla,gten in ,der Anklageschrift oder 
im Urteil.ers.tJer Instamz zur Last gelegt wird. 

§ 393. (1) Unverändert. 

(2) Wur:de dem Angekliagten ein ArmenV1er­
treter beige~ben, so sind diesem auf sein Ver­
langen die nÖllig g,ewesenen und wirklich bestr~t­
tenen baren Auslagen, und zwar aus dem Bundes­
schatze zu veI"güten. 

(3) UnV1erändert. 

(4) Unverändert. 

§ 394. Gebührt dem Vertreter emer Panei 
eine Belohnung, so ist ihr·e Bestimmung sowohl 
in dem Falle, wenn sich der B:eschuldigte, der 
Privatankläger oder .der Pnivatbetleiligtle selbst 
einen solchen wählte, ,ats auch dann, wenn dem 
Angekla,gmen ein Verteidiger vom Genicht best:ellt 
wurde, dem freien übereinkommen zwischen 
dem VeI"tretler und dem Zahlungspflichtigen über­
lassen. 

§ 452. Unverändert. 

8. Die B.ei~ebung eines Verteidigers von Amtls 
wegen findet nicht ,statt. 

§ 488. Unverändert. 

2. Der Vor:laaung des BeschuLdigten zur Haupt­
verhandlung ist ,eine ,Ausfertigung ,des Stratan­
trag,es anzuschließen. Außer ,dem im § 221 vorge­
schriebenen Inhalte hat die Vorladung des Be­
schukligten auch die Aufforderung zu enthalten, 
d,ie zu seiner Ver.tleidigung·dienenden Bew·eis­
mittel mitzubringen oder .dem Ger:ichte so früh­
zeitig anzuzei!;'en, daß sie zur Hauptverhandlung 
noch herbeirgeschafft w,er:den können. Aruch i'st 
der Beschuldigte über sein Recht, sich eines Ver­
teidigers zu bed:ienen (§ 41), und über di'e Vor­
aussetzung,en der BesteHung eines ArmenV1ertre­
ters zu bel:ehl1en. Einer Mitteilung der Lirste der 
neu zu ladenden Zeugen und Sachvierständigen 
an den Gegner (§ 222) bedarf es im V1eneinf,achten 
Verfahren nicht; 

Entwurf 

Angeklagten in. der Anklageschrift oder im Ur­
teil erster Instanz zur Last gelegt wird, ange­
drohten' Strafe, ein Rechtsanwalt als Verteidiger 
beizugeben (§ 286 Abs, 4). 

§ 393. (1) ... 

(2) Wurde dem Ang.ekhgten ein Verteidiger 
nach § 41 Abs. 2 beige~ben, so sind diesem 
auf sein Verlangen die nötig gewesenen und wirk­
lich bestrittlenen baren Auslagen, und zwar aus 
dem Bundesschatze zu vergüten. 

(3) .. . 

(4) .. . 

§ 394: Gebührt dem V:ertI1eter einer PartJei 
eine Belohnung, so list ihre Bestimmung sowohl 
in dem Falle, wenn sich der Bleschuldigte, der 
Privat ankläger oder der Privatbeteiligte selbst 
einen solchen wähLte, als auch dann, wenn dem 
Angeklagten ein Verteidiger von Amts wegen 
beigegeben wurde, dem freien übereinkommen 
zwischen dem Venl"eter und dem Zahlun!;'spflich­
tigen überlassen. 

§ 452 .... 

8. Der.§ 41 Abs. 2 i9t nicht anzuwenden. 

§ 488 .... 

2. Der VorLadung des Beschuldignen zur Haupt­
verhandlung ist eine Ausfertigung des Strafan­
trages anzuschließen. Außer dem ·im § 221 vor­
geschriebenen Inhalte hat die Vorladung desB·e­
schuldigtlen auch die Aufforderung zu enthalten, 
die zu seiner V,erteidigung dienenden Beweis­
mittel mitzubring,en oder d~m Gel1ichte so früh­
zeitig anzuz·eigen, daß sie zur Hauptv·erhandlung 
noch herheigeschafft werden. können. Auch ist 
der Beschuldigte über ,sein Recht, sich eines Ver­
teidi!;,ers zu bedienen (§ 41), und üher die Vor­
aussetzungen der Beigebung eines Verteidigers 
nach § 41 Abs. 2 zu bdeh1"en. Einer Mitteilung 
der Lisue <der neu zu ladenden Zeugen und Sach­
ver~tändigen an den Gegner' (§ 222) bedarf es 
im vereinfachten Verfahl1en nicht. 

Jugendgerichtsgesetz 

§ 38. (1) Einem jugendlichien BeschuLdigten § 38. (1) Einem jugendlichen Beschuldigten 
(Angeklagten)rst, wenn für seine V,ert~digung (Angeklagten) muß, wenn für seine Verteidigung 
nicht anderweitig gesorgt ~st, von Amts weg,en nicht anderweitig gesorgt ist, von Amts we~n 
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ein Verteidi.ger oder, wenn er nach seinem dem 
Gericht bekannten Verhältniss·en nicht imstande 
ist, die Verteidigungskosten auseißenem zu tra­
gen, oder wenn dil,e V,erpflichtung zur Bezahlung 
der Verteidigungs kosten sein Fortkommen er­
schweren würde, ·ein Armenvertreter zu bestel­
len: 

(2) Unverändert. 

(3) Unv,erändert. 

(4) Unverändert. 

Entwurf 

ein Verteidiger, wenn aber die Vlerpflichtung zur 
Zahlung der V,erteidigungskosoen sein Fortkom­
men ers,chweren würde oder die Voraussetzungen 
des § 41 Abs. 2 der Strafprozeßordnung 1960 
vorliegen, nach dieser Gesetzesstelle ein Verteidi­
ger beigegeben werden: 

(2) .. . 

(3) .. . 

(4) .. . 

Verwaltungsgerichtshofgesetz 

§ 14 Abs. 2 .erster Satz 

(2) Anordnungen prozeßleitender Art im Vor­
verfahren und Verfügungen, die nur zur Vo'r­
bereitung der Enuschei,dungen dienen, ferner Ent­
scheidungen und Verfügungen, die ·sich nur auf 
d.as Armenrecht beziehen (§ 61), .tr,ifft ,der Be­
richter ohne Senats beschluß. 

§ 26 Abs. 3 

(3) Hat die P<artei innerhalb der Frist zur Er­
hebung der Beschwerde die Bew,illigung des 
Armenrechtes beant1'1agt (§ 61), so beginnt für si'e 
die Frist ZlUr Erhebung ,der Beschwerde mit der 
Zustellung des Besch,lus~es über die Beigabe und 
BeS'tellung des Armenanwaltes an di,esen. W,iI'd 
der r-echtzeitig gestellue Antrag auf BewiU1gung 
des Armenrechtes abgewie~en, so beginnt die 
Frist zur Erhebung der Beschwerde mit der Zu­
stellung des abweisenden Beschlusses an die Partei. 

§ 61 und die ·dazugehöI'ende ObeI'schcift 

Armenrecht. 

§ 61. Für die Voraussetzung,en und ,die Wj'r­
kungen der Bewilligung des ArmenI"echtes gelten 
entsprechend die Vorschr,iften für das Verfahren 
in bürgerlichen ~echtsstreitigkJeiten und über d~e 
Ausstellung von Armenrechtszeugnissen. Durch 
die Bewit.ligung erhält die P,ar,tei auch das R,echt, 
daß ihr ohne weiteres Begehren zur Abfa.ssung 
und Unterfertigung <der Beschwerde oder des 
Antl1ages nach §§ 45 und 46 un,d zur Vertretung 
bei der Verhandlung (§ 40) .ein Rechtslallw.alt 
beigestellt wird. Das Armenrecht bewiUigt der 
Verwaltungsgerichtshof (§ 14). Die Bestellung ,des 
Rechtsanwaltes obliegt dem Ausschuß der zu­
ständigen Rechtsanwaltskammer, dem der B,e­
schluß über die Bewilligung des Armenrechtes 
zuzu5itellen ist. 

§ 14 Abs. 2 erster Satz 

(2) Anordnungen prozeßleitender Art im Vor­
vJerfahren und Verfügun~en, die nur zur Vorbe­
reitung der Entscheidungen dienen, ferner Ent­
scheidungen und V'erfügun~en, die sich nur auf 
die Verfahrenshilfe beziehen (§ 61 ), trifft der 
Berichter ohne Senatsbeschluß. 

§ 26 Abs. 3 

(3) Hat die Partei innerhalb der Frist zur 
Erhebung der Beschwer,de die Bew,illigung der 
Verfahrenshilfe beant11agt (§ 61), ,so beginnt für 
sie die Frist zur Erhebung der Beschwerde m1t 
der Zustellung des Bescheides über die Bestellung 
des Rechtsanwaltes an dies,en. Der Bescheid ist 
durch den Verwaltungsgerichtshof zuzustellen. 
Wird ,der rechtzeitig gestellte Antrag auf Bewilli­
gung der Verfahrenshilf,e abgewiesen, so beginnt 
die Frist zur Erhebung ,der Beschwel"de mit der 
Zootdlung dies abweisenden Heschlusses an die 
Part,ei. 

§ 61 und die dazu&ehärende überschrift 

Verfahrenshilfe 

§ 61. (1) Für die Voraussetzungen und die 
Wirkungen der B1ewilligung der V,erfahrenshilfe 
geLten die V orschciften über das ziviI&erichtliche 
V,erfahren sinngemäß. Die ßewilLigung ,der V,er­
fahrenshilfe schließt ,das ~echt .ein, daß der Paruei 
ohne w,eiteres Beg,ehl"en zur Abbssung und 
Unterferügung ,der Beschwerde oder des Antra­
~es nach den §§ 45 und 46 und zur v.ertretung 
bei der V,erhandlung (§ 40) ein Rlechnsanwalt 
beigegeben wird. 

(2) Hat der V,erwaLtun~gerichtshof die Ver­
fahrenshilfe bewilligt (§ 14), so hat er den Aus­
schuß der nach dem gewöhnlichen Aufenthalt 
der Partei zuständigen Thechtsanwaltskammer zu 
benachr~chtigen, damit der Ausschuß emen 
Rechtsanw:alt zum v'ertl.1eter besuelle. 
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32 846 der Beilagen 

Gel~ende Fassung Entwurf 

§ 69 und die dazugehörende überschr~ft § 69 und die dazugehörende überschrift 

Armenrecht. Verfahrenshilfe 

§ 69. Die Bewilligung des Armenrechtes für 
den Rechtsstreit vor dem antragstel1enden Gericht 
gilt auch für ,das Verfahren nach ,diesem Unter­
abschnitt. 

§ 69. Die Bewilligung der Verfahrenshilfe für 
den Rechtsstreit vor dem antragstellenden Gericht 
gilt auch für das Verfahren nach diesem Unter­
abschnitt. 

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 

§ 79. Die inden §§ 76 bis 78 vorgesehenen § 79. Die in den §§ 76 bis 78 vorgesehenen 
Leistung,en sind nur insoweit einzuheben, als, Leistungen sind nur ,insoweit einzuheben, als 
dadurch der notdürftige Unterhalt des Beteiligten dadurch der notwendige Unterhalt des Betcilig­
und der Personen, für die er nach dem Gesetze ten und der Personen, für die ,er nach dem 
zu sorgen hat, nicht gefährdet wird. Gesetz zu sorgen hat, nicht gefährdet wird. 
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